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0 Zusammenfassung 


Dieser Bericht beschäftigt sich mit Vorschlägen zur 
Modernisierung und Verbesserung der Organisations- 
strukturen in der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung (LSV). 

Er zeigt auf, daß eine Neuorganisation der LSV durch 
den Bundesgesetzgeber rechtlich zulässig und wirt- 
schaftlich dringend geboten ist. Die heute bestehende 
Aufteilung auf drei Spitzenverbände und je 20 Träger 
für Unfallversicherung, Alterssicherung, Kranken- und 
Pflegeversicherung sowie die Zersplitterung der Struktu- 
ren in der Informationstechnologie (IT-Strukturen) in 
13 Rechenzentren und acht Entwicklungszentren ist zu 
aufwendig. Diese Strukturen, die jährlich zu Verwal- 
tungs- und Verfahrenskosten von weit über 600 Mio. 
DM führen, sind nicht geeignet, umfassende Effizienz- 
prozesse in Gang zu setzen und vorhandene Synergie- 
potentiale optimal auszuschöpfen. Eine zukunftsweisen- 
de Neugestaltung der derzeitigen agrarsozialen Struktu- 
ren kann wirksam durch eine Bündelung der heutigen 
20 LSV-Träger auf einen Bundesträger, die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Landwirtschaft, erreicht werden. 

Durch die Defizithaftung des Bundes im Bereich der 
LSV ist ein besonders hoher Einsatz an Bundesmitteln 
erforderlich. Im Jahre 1998 betrug der Bundeszuschuß 
im Bereich der Alterssicherung der Landwirte 4,3 Mrd. 
DM. Der Bundeszuschuß deckt damit knapp 70 v.H. der 
Gesamtausgaben auf dem Gebiet der Alterssicherung 
der Landwirte. Diesem Einsatz von Bundesmitteln ste- 
hen keine entsprechenden aufsichtsrechtlichen Kompe- 
tenzen des Bundes gegenüber. Lediglich die LSV-Träger 
für den Gartenbau und Berlin unterliegen der Rechtsauf- 


sicht des Bundes. Alle anderen LSV-Träger unterstehen 
der Rechtsaufsieht der Länder. Aufgrund dieser Kon- 
stellation fehlt es den Ländern an einem besonderen 
Eigeninteresse an der Verringerung der Bundesmittel. 
Die Aufgabenbündelung in einer Bundesversicherungs- 
anstalt begründet angemessene Aufsichtsrechte des 
Bundes. Hierdurch werden Kompetenz- und Finanzie- 
rungsfragen vernünftig zusammengeführt. Wegen der 
Defizithaftung ist es notwendig, den Haushaltsplan der 
Bundesversicherungsanstalt für Landwirtschaft von der 
Genehmigung der Bundesregierung abhängig zu ma- 
chen. 

Aus personalwirtschaftlichen Gründen schlägt der Bun- 
desrechnungshof vor, den derzeitigen LSV-Trägem bis 
zum Jahre 2007 eine Übergangsstruktur (Regionalver- 
waltungsstellen) zu geben, in der diese zugunsten der 
Bundesversicherungsanstalt für Landwirtschaft nach und 
nach abgeschmolzen werden. Dabei können die vorläu- 
figen Regionalverwaltungsstellen neben den mit der 
Auskunft und Beratung betrauten Verwaltungsstellen 
der Bauernverbände und den Auskunftsstellen der Ver- 
sicherungsbehörden die Versichertenbetreuung vor Ort 
wahmehmen. 

Die Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit gebieten die Entwicklung eines weitgehend 
zentralisierten IT-Systems. 

Die Umsetzung der Vorschläge des Bundesrechnungs- 
hofes läßt bereits vier Jahre nach Umsetzung seiner 
Vorschläge Einsparungen in Höhe von jährlich minde- 
stens 100 Mio. DM erwarten. 


1 Vorschläge des Bundesrechnungshofes 


Der Bundesrechnungshof ist bei seinen Vorschlägen zur 

Neuorganisation im wesentlichen von folgenden Über- 
legungen ausgegangen: 

• Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ist stark 
rückläufig. 

• Die Betreuung der Versicherten vor Ort muß im not- 
wendigen Umfang gewährleistet sein. 

• An dem Recht auf Selbstverwaltung wird festgehalten. 

• Die negativen Auswirkungen einer unwirtschaftlichen 
Aufgabenerfüllung auf den Einsatz von Bundesmitteln 
in der LSV erfordern eine vollständige Verlagerung 
der aufsichtsrechtlichen Kontrollmöglichkeiten auf 
den Bund. 

• Die heutigen LSV-Träger haben nichts dazu getan, 
eine grundlegende Neuorganisation zu schaffen, die 


den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam- 
keit entspricht. 

• Es dürfen keine Strukturen geschaffen werden, die nur 
wenige Jahre Bestand haben. 

Unter Zugrundelegung dieser Überlegungen schlägt der 

Bundesrechnungshof ein Reformmodell vor, das sich in 

seinen Kemaussagen wie folgt zusammenfassen läßt: 

• Es wird eine Bundesversicherungsanstalt für Land- 
wirtschaft (Bundesversicherungsanstalt) errichtet; 

• die Bundesversicherungsanstalt ist Träger der gesam- 
ten landwirtschaftlichen Sozialversicherung (landwirt- 
schaftliche Unfall-, Renten-, Kranken- und Pflegever- 
sicherung); 

• sie wird in der Rechtsform einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung geführt; 
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• sie untersteht der Rechtsaufsicht des Bundes; 

• der Haushaltsplan der künftigen Bundesversiche- 
rungsanstalt unterliegt der Genehmigung der Bundes- 
regierung; 

• unmittelbar nach Errichtung der Bundesversiche- 
rungsanstalt gehen in einem ersten Schritt sämtliche 
Querschnittsaufgaben der jetzigen LSV-Träger sowie 
alle Aufgaben der Spitzenverbände auf die Bundes- 
versicherungsanstalt über; 

• die heutigen LSV-Träger verlieren ihre Selbständig- 
keit; 

• die Aufgaben der bisherigen LSV-Träger werden 
alsbald auf die Bundesversicherungsanstalt überführt; 


• in einer Übergangsfrist, die spätestens mit Ablauf des 
Jahres 2007 endet, bleiben die heutigen LSV-Träger aus 
personalwirtschaftlichen Erwägungen zunächst als un- 
selbständige Regionalverwaltungsstellen der Bundes- 
versicherungsanstalt bestehen; die Folgen werden durch 
Einräumung einer Übergangsfrist sozial abgefedert; 

• in den Regionalverwaltungsstellen werden primär 
Beratungs- und Sachbearbeitungsaufgaben wahrge- 
nommen; 

• die IT-Organisationsstruktur wird weitgehend zentra- 
lisiert. 

Das vom Bundesrechnungshof vorgeschlagene Organi- 
sationsmodell (im weiteren BRH-Modell genannt) stellt 
sich wie folgt dar: 


BRH-Modell 


Bundesversicherungsanstalt für Landwirtschaft 

-BfL- 



V ertreterversammlung 

Vorstand 



V 


Selbstverwaltungsreferat 

Geschäftsführung 

Innenrevision 

Controlling 

Öffentlichkeitsarbeit 



Abteilung Z 

Zentralabteilung 

Abteilung I 

Unfallversicherung 

Abteilung II 

Alterssicherung 

Abteilung III 

Kranken-ZPflegeversichernng 

Haushalt 

Beiträge 

Beiträge 

Beiträge 

Organisation/Personal 

Leistungen 1 

Leistungen 1 

Leistungen 1 

Justitiariat 

Leistungen 2 

Leistungen 2 

Leistungen 2 

Datenverarbeitung 

Aus- und Fortbildung 

Medizinischer Dienst 

Beitragseinzug/ 

Vollstreckung 

Leistungen ... 

Leistungen ... 

Leistungen ... 



20 unselbständige Regionalverwaltungsstellen (bis zum Jahre 2007) 

Administrativer Leiter 

Unfallversicherung Alterssicherung Krankenversicherung Pflegeversicherung 
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2 Ausgangslage 


Im Jahre 1997 leitete der Bundesrechnungshof eine 
grundlegende Prüfung der Organisationsstrukturen in 
der LSV ein. Den Entwurf seines Berichts über die Neu- 
gestaltung und Verbesserung der Organisationsstruktu- 
ren in der landwirtschaftlichen Sozialversicherung vom 
24. März 1998 übersandte er zur Stellungnahme dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML), dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (BMA), dem Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) - nachfolgend; Ressorts - sowie 

- stellvertretend für alle LSV-Spitzenverbände - dem 
Gesamfverband der landwirfschaftlichen Alferskassen 

- im folgenden Spitzenverbände. 

In Kenntnis dieser Prüfung faßte der Rechnungsprü- 
füngsausschuß des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages in seiner 47. Sitzung am 17. Juni 1998 
einvemehmlich den folgenden Beschluß: 

„Der Ausschuß erwartet den Bericht des Bundesrech- 
nungshofes zur Neugestaltung und Verbesserung der 
Organisationsstrukturen in der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung umgehend nach Eingang der Stel- 
lungnahmen der betroffenen Stellen.“ 

Mit dem vorliegenden Bericht kommt der Bundesrech- 
nungshof dieser Bitte nach. 


3 Derzeitige Organisationsstrukturen 


Die derzeitige Organisation der LSV ist durch eine star- 
ke regionale Gliederung der LSV-Träger gekennzeich- 
net. 


3.1 Träger der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung 

Einschließlich des LSV-Trägers für den Gartenbau sind 
auf dem Gebiet der LSV derzeit 20 landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften, 20 landwirtschaftliche Alters- 
kassen, 20 landwirtschaftliche Krankenkassen, 20 land- 
wirtschaftliche Pflegekassen sowie 37 eigene Verwal- 
tungsstellen tätig (vgl. Anlage 1). 

Rechtlich ist zwar jede landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft, Alters-, Kranken-, und Pflegekasse eine eigen- 
ständige, mit Selbstverwaltungsrechten ausgestattete und 
unabhängige rechtsfähige Körperschaft des öffenflichen 
Rechts. Aus wirtschaftlichen und verwaltungsökonomi- 
schen Gründen bilden die LSV-Träger jedoch 20 regio- 
nal eng verzahnte Verwaltungsgemeinschaften. So sind 
bei jeder landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft eine 
landwirtschaftliche Alterskasse (§ 49 des Gesetzes über 


Der Bundesrechnungshof führte zur Vorbereitung die- 
ses Berichts örtliche Erhebungen durch und erörterte 
seine Vorschläge mit dem BML sowie Geschäftsfüh- 
rern und teilweise auch Mitgliedern von Selbstverwal- 
tungsorganen der LSV-Träger (Baden, Berlin, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Oberbayem, Oldenburg-Bremen, 
Saarland, Schleswig-Holstein, Unterfranken, Württem- 
berg, LSV der rheinischen Landwirtschaft, Gartenbau 
sowie Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen). 

In diesen Bericht bezieht der Bundesrechnungshof auch 
ein von den Spitzenverbänden der LSV-Träger in Auf- 
trag gegebenes Organisationsgutachten eines Consul- 
ting-Unternehmens vom 12. Dezember 1996 zur Neu- 
strukturierung des IT-Bereichs mit dem Titel „Rahmen- 
konzept IS 2001 für die Träger der landwirfschaftlichen 
Sozialversicherung und deren Verbände“ ein. 

Darüber hinaus sind bei den Erwägungen des Bun- 
desrechnungshofes zur Neuorganisation der LSV 
die gemeinsame Stellungnahme der Ressorts vom 
15. Januar 1999 sowie die gemeinsame Stellungnah- 
me der Spitzenverbände vom 23. November 1998 
berücksichtigt. 


die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juni 1994 
- ALG) und eine landwirtschaftliche BCrankenkasse 
erriehtet (§ 17 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte vom 20. Dezember 
1988 - KVLG 1989); bei jeder landwirtschaftlichen 
Krankenkasse besteht zudem eine landwirtschaftliche 
Pflegekasse (§ 46 Abs. 1 Satz 2 SGB XI). 

Als Folge dieser Verwaltungsgemeinschaft nimmt bei- 
spielsweise der regional zuständige Geschäftsführer der 
Berufsgenossenschaff zugleich auch die Funktion des 
Geschäftsführers der Alters- sowie der Kranken- und 
Pflegekasse wahr. Auch die Zentralabteilungen werden 
grundsätzlich für alle vier genannten LSV-Bereiche tätig 
(beispielsweise in den Aufgabenbereichen IT, Haushalt, 
Finanzen und Personal). Gleichermaßen sind die Mit- 
glieder der Selbstverwaltungsorgane der Alters-, Kran- 
ken- und Pflegekassen (Vertreterversammlung und Vor- 
stand) vielfach personengleich mit denen der Berufsge- 
nossenschaften (letztere mit zusätzlichen Arbeitnehmer- 
Vertretern). Im weiteren ist daher nur noch von 20 LSV- 
Trägem die Rede. 

Die LSV-Träger verteilen sich sehr unterschiedlich auf 
das Bundesgebiet. So sind beispielsweise im Lande 
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Bayern fünf LSV-Träger, in den Ländern Nordrhein- 
Westfalen und Niedersachsen je drei LSV-Träger und 
in Baden-Württemberg zwei LSV-Träger errichtet. In 
anderen Bundesländern - wie etwa in Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein - ist je ein LSV-Träger tätig. 
Der LSV-Träger für den Gartenbau in Kassel ist als 
einziger Träger für das gesamte Bundesgebiet zustän- 
dig. 

Im Gegensatz hierzu sind für den gesamten Bereich der 
neuen Bundesländer (einschließlich des ehemaligen 
„Berlin-Ost“) insgesamt nur zwei LSV-Träger mit der 
Wahrnehmung von Trägeraufgaben betraut. Dies beruht 
auf der im Einigungsvertrag eingeräumten Möglichkeit, 
für mehrere Länder eine landwirtschaftliche Berufsge- 
nossenschaft zu errichten (vgl. Anlage I Kapitel VIII 
Abschnitt III Abs. 3 und 7). Lediglich das Land Sachsen 
hat von der Möglichkeit zur Errichtung eines landes- 
unmittelbaren LSV-Trägers Gebrauch gemacht, indem 
es die Sächsische Landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaft gegründet hat, bei der auch die landwirtschaft- 
liche BCrankenkasse, die landwirtschaftliche Pflege- 
kasse und die landwirtschaftliche Alterskasse errichtet 
sind. Für die übrigen Länder des Beitrittsgebiets (ein- 
schließlich Berlin-Ost) nimmt der LSV-Träger Berlin 
mit Sitz in Hönow die Aufgaben der Berufsgenossen- 
schaft sowie der Alters-, Kranken- und Pflegekasse 
wahr. 


3.2 Spitzenverbände 

Zusätzlich zu den LSV-Trägern bestehen drei Spit- 
zenverbände. Es sind dies der Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, der 
Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
und der Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen (zugleich Spitzenverband der land- 
wirtschaftlichen Pflegekassen) mit Sitz in Kassel, in 
denen die LSV-Träger Mitglieder sind. Die Spitzen- 
verbände haben grundsätzlich kein Weisungsrecht 
gegenüber ihren einzelnen Verbandsmitgliedern. 
Wesentliche Aufgaben der Spitzenverbände bestehen 
darin, die LSV-Träger bei der Durchführung ihrer 
durch Gesetz und Satzung festgelegten Aufgaben 
durch Beratung und Auskunft zu unterstützen, für 
eine einheitliche Rechtsanwendung zu sorgen und an 
der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung der bei 
den Mitgliedern Beschäftigten mitzuwirken. Aufgabe 
des Bundesverbands der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse ist es auch, die Zuschüsse des Bundes auf 
die Mitgliedskassen zu verteilen (vgl. § 34 KVLG 
1989 i.V.m. § 214 SGB V). Weitere Regelungen zu 
den Bundes-ZSpitzenverbänden und deren Aufgaben 
enthalten u. a. die §§ 212 ff. SGB V. 

Die Spitzenverbände können zudem mit Wirkung für 
ihre Mifglieder Grundsatzentscheidungen zur Entwick- 
lung und Harmonisierung von Verfahren und Program- 
men für die aufomafische Datenverarbeitung, den Daten- 
schutz und die Datensicherung sowie zur Koordinierung 
der wirtschaftlichen Nutzung von Rechenzentren treffen 
(vgl. § 58 ALG). 


Weitergehende Informationen zur Organisation sowie 
den Aufgabenbereichen der Spitzenverbände sind der 
Anlage 2 dieses Berichts zu entnehmen. 


3.3 Bauernverbände 

In der LSV nehmen - zusätzlich zu den trägereigenen 
Verwaltungsstellen - derzeit 237 Bauernverbände 
aufgrund vertraglicher Vereinbarungen mit den LSV- 
Trägern für diese die Beratung und Betreuung der 
Versicherten vor Ort wahr (vgl. Anlage 1). Grundlage 
ist § 18 Abs. 2 KVLG 1989, der die LSV-Träger er- 
mächtigt, zur Betreuung der Versicherten im Rahmen 
der Erforderlichkeit Verwaltungsstellen zu errichten. 
Für diese Aufgaben können auch Dritte herangezogen 
werden. Die Betreuung bezieht sich dabei nicht - wie 
der Gesetzesbezug nahelegen könnte - nur auf Angele- 
genheiten der Kranken- und Pflegeversicherung. Die 
Verwaltungsstellen nehmen diese Funktion auch für 
die Bereiche der landwirtschaftlichen Alterskassen 
sowie der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
wahr. 

In den Gesetzesmaterialien ist ausgeführt, daß die Trä- 
ger der LSV entsprechend ihrer bisherigen Verfah- 
rensweise in notwendigem Umfang die berufsständi- 
schen Bauernverbände zur Aufgabenerfüllung heran- 
ziehen können. Verwaltungspraxis ist, daß sich die 
LSV-Träger zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben wei- 
testgehend dieser berufsständischen Vertretung der 
Landwirte bedienen. 


3.4 Versicherungsbehörden 

Neben den LSV-Trägern sowie den Bauernverbänden 
sind auch die zumeist bei den Gemeinden angesie- 
delten Versicherungsämter verpflichtet, in allen An- 
gelegenheiten der LSV Auskünfte zu erteilen und 
Anträge auf Leistungen entgegenzunehmen. Auf 
Verlangen der LSV-Träger haben sie u. a. den Sach- 
verhalt aufzuklären und Beweismittel beizufügen 
(vgl. § 93 SGB IV). 


3.5 Stellungnahmen 

Die Ressorts und die Spitzenverbände sind damit der 
Auffassung, daß die gegenwärtig bestehende Organisa- 
tion in der LSV einer Neustrukturierung bedarf. 

Die derzeitige Organisation in der LSV ist nicht wirt- 
schaftlich und wird dem Strukturwandel in der LSV 
nicht gerecht. Die Ressorts halten deshalb eine zu- 
kunftsweisende Neugestaltung der Organisation der 
agrarsozialen Sicherung für erforderlich. Sie geben 
jedoch nichf konkret zu erkennen, welche Strukturen 
ihnen als zukunftsweisend erscheinen. 

Die Spitzenverbände bekunden, einer Organisationsre- 
form könne bereits hinreichend durch eine Reduzie- 
rung der Anzahl der LSV-Träger Rechnung getragen 
werden. 
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4 Gründe für eine Neustrukturierung der LSV-Träger 


4.1 Rückgang der Versichertenzahlen 

Aus Sicht des Bundesrechnungshofes, der Ressorts und 
der Spitzenverbände ist Ausgangspunkt für die organi- 
satorischen Anpassungen der Rückgang der Versicher- 
ten- und Untemehmenszahlen in der LSV. 

Die signifikante Entwicklung der Versichertenzahlen 
ergibt sich aus dem „Lagebericht der Bundesregierung 
über die Alterssicherung der Landwirte nach § 67 ALG“ 
aus dem Jahre 1997: 

Von 1996 auf 1997 ist die Zahl der Versicherten von rd. 
511 000 auf etwa 475 000 zurückgegangen. Dies ent- 
spricht einer Verringerung um rd. 7 v.H. Nach dem 
Bericht wird sich dieser Trend - wenn auch verlang- 
samt - in den Folgejahren fortsetzen. 

Von 1996 bis 2007 wird sich nach der „Mittleren Pro- 
gnose“ der Bundesregierung die Zahl der Versicherten 
in der Alterssicherung der Landwirte um insgesamt 
1 89 000 auf dann 322 000 verringert haben. Unter Zu- 
grundelegung der sogenannten „Untere Variante“ geht 
die Zahl der Versicherten sogar auf 289 000 im Jahre 
2007 zurück. 

Der organisatorische Anpassungsbedarf wird auch aus 
der Abnahme der landwirtschaftlichen Betriebe deutlich. 
Die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in den 
alten Ländern hat sich in der Zeit zwischen 1980 und 
1998 von knapp 800 000 auf rd. 485 000 verringert. 
Dies entspricht einem Rückgang um rd. 40 v.H. (Quelle: 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 3. R 2.1.1, 1998). 

Der Strukturwandel in der LSV hat dazu geführt, daß im 
Jahre 1997 beispielsweise bei einer landwirtschaftlichen 
Alterskasse nur noch 1 368, bei einer anderen landwirt- 
schaftlichen Alterskasse nur noeh 1 405 Landwirte ver- 
sichert waren. 


4.2 Unterschiedliche Verwaltungs-, 
Personal- und Kostenstrukturen 

Die einzelnen LSV-Träger erbringen trotz einheitlichen 
gesetzlichen Auftrags und gleicher gesetzlicher Grund- 
lagen gleichartige Dienstleistungen mit unterschiedli- 
chen Strukturen, Abläufen, Techniken sowie abwei- 
chendem Personal- und Kostenaufwand. 

Voneinander abweichende Organisationsstrukturen und 
Bearbeitungsabläufe haben zum Teil erhebliche Auswir- 
kungen auf die Kosten der Träger. 

Beispiele: Identische Arbeitsvorgänge werden hier 
von Angehörigen des mittleren Dienstes, dort von 
Angehörigen des gehobenen Dienstes bearbeitet; Lei- 
stungen der Betriebs- und Haushaltshilfe werden zum 
Teil von Dritten, zum Teil von teureren hauptamtli- 
chen Kräften der Träger erbracht; trotz gleicher ge- 


setzlicher Grundlage rufen viele Alterskassen die für 
ihre Rentenzahlungen erforderlichen Bundesmittel zu 
früh ab; Beitragseinzug und Beitreibung von Bei- 
tragsrückständen erfolgen zum Teil mit erheblichen 
Verzögerungen; die interne Rechnungsprüfung ist 
- soweit sie vor der Prüfüng durch den Bundesrech- 
nungshof überhaupt vorhanden war - teilweise perso- 
nell unzureichend ausgestattet und erfolgt nicht nach 
einheitlichen Maßstäben. 

Der Personalbedarf der LSV-Träger wird nicht auf der 
Grundlage einheitlicher, in einer den anerkannten 
Grundsätzen einer analytischen Bedarfsermittlung ent- 
sprechenden Weise ermittelt. Anläßlich einer von einem 
LSV-Träger trägerintem durchgeführten Personalbe- 
darfsermittlung ergab sich ein Personalüberhang von 
22,5 v.H. 

Auch die Verwaltungskosten insgesamt der 20 LSV- 
Träger weichen erheblich voneinander ab. Dies muß vor 
dem Hintergrund gesehen werden, daß - trotz Einräu- 
mung eines Einschätzungsspielraums - die LSV-Träger 
verpflichtet sind, in der Verwaltung übliche und be- 
währte Personal- und Organisationsgrundsätze zu be- 
achten (vgl. § 69 Abs. 2 SGB IV). 

Diese Feststellungen werden durch einen Bericht des 
BML vom Mai 1998 zur Personalbedarfsbemessung 
gestützt (Drucksache 13/5700 Nr. 18), der bei vielen 
LSV-Trägem einen Personalüberhang aufgezeigt hat. 

Im Jahre 1997 sind im Bereich einer landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaft eines LSV-Trägers Verwal- 
tungskosten in Höhe von 

rd. 53 DM pro Unternehmer angefallen, 

während sie im Bereieh einer anderen landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaft 

rd. 270 DM pro Unternehmer 

betragen haben. 

Auch die Verwaltungskosten der landwirtschaftlichen 
Alterskassen divergieren erheblich. So haben im Zu- 
ständigkeitsbereich einer Alterskasse die Verwaltungs- 
kosten (Jahr 1997) bei 

rd. 571 DM pro Versicherten 

gelegen; diejenigen einer für fünf Länder zuständigen 
landwirtschaftlichen Alterskasse nur bei 

rd. 50 DM pro Versicherten. 

4.2.1 Stellungnahme der Ressorts 

Die Ressorts weisen darauf hin, daß gleichartige 
Dienstleistungen auch in anderen Bereichen der Sozial- 
versicherung mit untersehiedlichen Verwaltungsstruktu- 
ren, Abläufen, Techniken sowie abweichendem Perso- 
nal- und Kostenaufwand ausgeführt würden. 
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Eine Gesamtbewertung der derzeitigen Personalsituation 
bei den LSV-Trägem sei nur schwer vorzunehmen. Die 
Höhe der Verwaltungskosten könne je nach der Bezugs- 
größe durchaus unterschiedlich beurteilt werden (z.B. 
Bedienstete je Mitglied, Verwaltungskosten je Mitglied 
und Rentenbezieher, Verwaltungskosten je 1 000 DM 
Leistungsaufwand). 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrechnungshof 
gelangen die Ressorts jedoch zu dem Ergebnis, daß die 
Verwaltungskosten in der LSV absolut sowie in Relation 
zu den zu betreuenden Personen (Versicherte und Ren- 
tenbezieher) voneinander abweichen. Insgesamt sei bei 
etlichen LSV-Trägem von erheblichen Wirtschaftlich- 
keitsreserven auszugehen. Vorhandene Personalüber- 
hänge seien zügig abzubauen. 

4.2.2 Stellungnahme der Spitzenverbände 

Die Spitzenverbände räumen in ihrer Stellungnahme 
ein, die vom Bundesrechnungshof angeführten Fest- 
stellungen träfen „in gewissem Umfange“ zu. Sie 
geben jedoch zu bedenken, daß diese nur zum Teil 
LSV-spezifisch seien. Viele der aufgezeigten Defizite 
- sofern sie überhaupt als solche bezeichnet werden 
könnten - beträfen alle Bereiche der Sozialversiche- 
rung, in denen mehr als ein Versichemngsträger tätig 
sei. In zahlreichen Zweigen der Sozialversichemng 
würden daher - trotz gleicher gesetzlicher Grund- 
lagen - Aufgaben von einer Vielzahl von Leistungsträ- 
gern mit unterschiedlichen Stmkturen, Abläufen und 
Techniken erbracht, ohne daß deshalb der Ruf nach 
einer Einheitsversicherung oder nach nur einem Träger 
pro Versichemngszweig laut geworden wäre. So sei 
beispielsweise im Bereich der gesetzlichen Kranken- 
versicherang Wettbewerb sogar ausdrücklich er- 
wünscht. Dies erfordere geradezu differenzierte Ver- 
waltungsabläufe. 

Unterschiedlich hohe Verwaltungskosten resultierten 
primär aus dem Bemühen, den regionalen und örtlichen 
Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Zur Verbessemng 
des derzeitigen Ist-Zustandes werde gegenwärtig an 
einem im Januar 1998 beschlossenen Projekt aller LSV- 
Träger gearbeitet, das darauf abziele, die Verwaltungs- 
abläufe der LSV-Träger weiter anzugleichen. In der 
Präambel dieses Projekts sei bereits festgehalten, es 
werde eine LSV-weite Standardisierung der Verwal- 
tungsabläufe angestrebt. 

Im übrigen habe der Gesetzgeber in der Vergangenheit 
bewußt von der Möglichkeit einer Organisationsreform 
keinen Gebrauch gemacht. Aus den im Jahre 1997 
novellierten Regelungen über die Organisation der 
Unfallversicherungsträger im SGB VII lasse sich sogar 
entnehmen, daß der Gesetzgeber - durch die in der 
Anlage 2 zu § 114 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII namentlich 
aufgeführten 20 landwirtschaftlichen Bemfsgenossen- 
schaften - auch die Existenz von jeweils 20 land- 
wirtschaftlichen Alters-, Kranken- und Pflegekassen 
„bestätigt habe“. 

Insbesondere die regionalen Stmktumnterschiede in der 
LSV seien Ursache für unterschiedliche Personal- und 


Kostenstmkturen. Es dürfe nicht der Eindruck entstehen, 
der bei einem Träger festgestellte Personalüberhang von 
22,5 v.H. treffe auf alle Träger zu. Bei einigen Trägem 
sei sogar eine Personalunterdeckung zu verzeichnen. 
Zwischenzeitlich seien überdies die Konsequenzen aus 
den getroffenen Feststellungen gezogen. Durch einen 
sozialverträglichen Personalabbau sei die Überdeckung 
bei dem LSV-Träger in Kiel von 22,5 v.H. auf 8,4 v.H. 
zurückgegangen. 

4.2.3 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Der Bundesrechnungshof sieht einen wesentlichen 
Grund für die genannten Mängel in der weitreichenden 
Zersplittemng der LSV auf insgesamt 20 LSV-Träger 
und den daraus resultierenden unterschiedlichen Ver- 
waltungs-, Personal- und Kostenstrukturen. 

Wenn identische Arbeitsvorgänge bei einem LSV- 
Träger von Angehörigen des mittleren Dienstes, bei 
anderen LSV-Trägem von Angehörigen des gehobenen 
Dienstes bearbeitet werden, kann dies nicht mit dem 
Bemühen begründet werden, den regionalen und ört- 
lichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Offenbar 
haben die LSV-Träger diese Problematik auch erkannt. 
Denn sie räumen selbst ein, daß sie es letztlich für erfor- 
derlich halten, die Verwaltungsstrukturen bundesweit zu 
standardisieren. 

Der Bezug auf den in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung vom Gesetzgeber gewünschten Wettbewerb läßt 
sich auch auf die landwirtschaftlichen Krankenkassen 
übertragen. Denn im Gegensatz zur gesetzlichen Kran- 
kenversicherang besteht zwischen den Trägem der LSV 
kein Wettbewerb. In ihr sind - von einigen Ausnahmen 
abgesehen - grandsätzlich alle Unternehmer der Land- 
und Forstwirtschaft pflichtversichert; sie können nicht 
zwischen verschiedenen Versicherangsträgem wählen 
(vgl. § 2 KVLG 1989). Die Zuweisung zur jeweiligen 
landwirtschaftlichen Krankenkasse ist ausschließlich 
vom Tätigkeitsbereich (Gartenbau oder Landwirtschaft) 
und dem Betriebssitz abhängig. 

Auch die Einlassung der Spitzenverbände, der Ge- 
setzgeber habe durch Nennung der 20 landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften gleichzeitig die Exi- 
stenz von jeweils 20 landwirtschaftlichen Alters-, 
Kranken- und Pflegekassen „bestätigt“, ist nicht über- 
zeugend. Anhaltspunkte dafür, daß der Gesetzgeber 
auf diesem Wege eine dauerhafte Festschreibung der 
Organisationsstmkturen in der LSV auf 20 LSV- 
Träger verfolgt hätte, ergeben sich weder aus den 
Materialien der seinerzeitigen Gesetzesnovelle noch 
aus einer an Sinn und Zweck orientierten Gesetzes- 
auslegung. 

Die Ausfühmngen der Ressorts - und teilweise die der 
Spitzenverbände - sind Beleg für die Richtigkeit der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes, daß die unwirt- 
schaftlichen Personal- und Kostenstmkturen in der LSV 
im wesentlichen auf organisatorische Mängel zurückzu- 
führen sind. Erhebliche Wirtschafflichkeitsreserven und 
Personalüberhänge ergeben einen deutlichen Hand- 
lungsbedarf 
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4.3 Einheitlichkeit der Rechtsanwendung 

Die Einheitlichkeit der Rechtsanwendung und damit eng 
verbunden die Gleichbehandlung der Versicherten ist 
bei der derzeitigen dezentralen Bearbeitung nicht opti- 
mal gewährleistet. Der heute bestehende Abstimmungs- 
und Koordinierungsbedarf, der erforderlich ist, um eine 
einheitliche Rechtsauslegung zu gewährleisten, ist ange- 
sichts der Zersplitterung der LSV-Träger zu hoch und 
deren Möglichkeiten, autonomes Recht zu setzen, sind 
eingeschränkt. Im Interesse einer einheitlichen Rechts- 
auslegung hatte der Gesetzgeber bestimmt, daß bei- 
spielsweise auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen 
Alterskassen der Gesamtverband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen seine Mitglieder bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben und bei der Wahrnehmung ihrer Interes- 
sen durch Beratung und Unterrichtung unterstützen muß 
(vgl. u. a. § 58 AEG). Beschlüsse der Verbandsgremien 
von grundsätzlicher Bedeutung sollen zumindest bewir- 
ken, daß die LSV-Träger die gesetzlichen Vorschriften 
und die dazu gefaßten Verbandsbeschlüsse einheitlich 
anwenden. In der Praxis hat sich gezeigt, daß die Spit- 
zenverbände hierzu kaum in der Lage sind. Vielmehr 
führten unterschiedliche Rechtsauffassungen einzelner 
Alterskassen zu unterschiedlichen Ergebnissen in der 
Rechtsanwendung und damit auch zu Ungleichbehand- 
lungen der Betroffenen. Dies hat u. a. eine Prüfung des 
Bundesrechnungshofes bei einer landwirtschaftlichen 
Alterskasse im Jahre 1995 ergeben. Dort ging es u. a. 
darum, welche Bedeutung einem Rundschreiben des 
Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alterskassen 
im Rahmen seiner satzungsmäßigen und gesetzlichen 
Beratungspflichten im Hinblick auf die Einheitlichkeit 
der Rechtsanwendung zukommt. Der Gesamtverband 
selbst hatte hierzu die Auffassung vertreten, daß die 
LSV-Träger nicht gehalten seien, den Rechtsauffassun- 
gen des Gesamtverbandes verbindlich zu folgen. Die 
gesetzliche Aufgabenstellung des Gesamtverbandes sei 
in dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
(§58 AEG) abschließend geregelt. Auch eine Unterwer- 
füngsklausel der Verbandsmitglieder sei in den Sat- 
zungsbestimmungen des Gesamtverbandes nicht vorge- 
sehen. Eine Selbstbindung der Verbandsmitglieder ga- 
rantiert zudem allenfalls die Einheitliehkeit der Praxis, 
nicht aber deswegen auch die Rechtmäßigkeit eines 
einheitlichen Verwaltungs Verfahrens. 

4.3.1 Stellungnahme der Ressorts 

Die Ressorts bestätigen im wesentlichen, daß die Mög- 
lichkeiten der Spitzenverbände, auf ihre Mitglieder 
Einfluß zu nehmen, in der Praxis relativ gering sind. 
Dem Bundesrechnungshof sei zuzustimmen, daß Unter- 
schiede in der Rechtsanwendung einerseits auf Spiel- 
räumen beruhten, innerhalb deren die LSV-Träger auto- 
nomes Recht setzen könnten. Zum anderen seien sie auf 
eine unterschiedliche Verwaltungspraxis zurückzufüh- 
ren. Während die Unterschiede in der Verwaltungspraxis 
bereits mit Blick auf das in Artikel 3 GG enthaltene 
Gleichbehandlungsgebot nicht allzu groß sein sollten, 
dienten die Spielräume beim Setzen autonomen Rechts 
indes der Berücksichtigung regionaler Besonderheiten. 


In Abhängigkeit von der jeweiligen Lösung der Organi- 
sationsfrage dürften derartige Spielräume jedenfalls 
auch künftig erforderlich sein. In jedem Fall dürfe hier- 
durch aber kein Anreiz zu unsolidarischem und unwirt- 
schaftlichem Verhalten geschaffen werden. 

Den Einwirkungsmöglichkeiten der Spitzenverbände 
seien auch verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt. Verfas- 
sungsrechtlich bedenklich sei z. B., den Spitzenverbänden 
das Recht einzuräumen, uneingeschränkt Weisungen an 
die landesunmittelbaren Mitglieder in Einzelfragen ihres 
eigenen Aufgabengebietes zu erteilen oder deren Ent- 
scheidungen an die vorherige Zustimmung des Verbandes 
zu binden. Demgegenüber seien andere Formen des Zu- 
sammenwirkens - je nach Ausgestaltung - zumindest 
dann verfassimgsrechtlich zulässig, wenn sie sachlich zur 
Durchfühmng der den einzelnen Trägem zugewiesenen 
Sozialversicherangsaufgaben gerechtfertigt seien. Für die 
verfassungsrechtliche Einordnung sei u. a. von Bedeu- 
tung, wie stark sich die Verbandstätigkeit materiell auf 
die unmittelbare Aufgabenerfüllung der Träger auswirke. 

Insgesamt habe sieh gezeigt, daß die gesetzliche Vor- 
gabe, auf eine einheitliche Leistungserbringung hinzu- 
wirken, „nur sehr schwer erreichbar sei“. 

4.3.2 Stellungnahme der Spitzenverbände 

Nach Ansicht der Spitzenverbände hat es insbesondere 
die koordinierte Zusammenarbeit mit den Verbänden 
ermöglicht, die für die LSV relevanten Gesetze weitest- 
gehend einheitlich umzusetzen und insoweit Ungleich- 
behandlungen der Betroffenen auf diesem Wege zu ver- 
meiden. Angesichts der Zuständigkeit für vier Zweige 
der Sozialversicherang und der Vielzahl gesetzlicher 
Andemngen, wie sie kein anderer Bereich der Sozialver- 
sichemng zu bewältigen gehabt habe, sei diese Tatsache 
sogar als besondere Leistung hervorzuheben. Vor die- 
sem Hintergrand müßten wenige Einzelfälle einer unter- 
schiedliehen Reehtsanwendung zurücktreten. 

4.3.3 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Die Stellungnahme der Ressorts legt offen, daß es 
bei der gegenwärtigen Zersplitterung der LSV-Träger 
äußerst sehwierig ist, die Einheitlichkeit der Rechtsan- 
wendung und dementsprechend die Gleichbehandlung 
der Versicherten sicherzustellen. Der bestehende Ab- 
stimmungs- und Koordinierangsbedarf ist bei der Viel- 
zahl der LSV-Träger sehr hoch. Letztlich sind die Mög- 
lichkeiten der Spitzenverbände, zu gemeinsamen Rege- 
lungen zu finden und die LSV-Träger zu einer ein- 
heiflichen Rechtsanwendung zu bewegen, gering. 

Diese Situation ist äußerst unbefriedigend und muß nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes wirksam durch 
eine weitreichende Zentralisierung verbessert werden. 


4.4 Einheitlichkeit der Aufsicht 

Die Zersplitterung der Rechtsaufsicht erschwert die 
Aufsicht unter Beachtung gleicher Maßstäbe. Von den 
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heute bestehenden 20 LSV-Trägem (aufgegliedert in 
jeweils vier eigenständige LSV-Träger) unterstehen 
lediglich zwei LSV-Träger der Bundesaufsicht; die 
übrigen unterliegen der Aufsicht der Länder. 

Das Bundesversicherungsamt bezieht die LSV in die 
regelmäßige Prüfungsplanung ein. Dagegen gestaltet 
sich die Prüfungstätigkeit der Aufsichtsbehörden der 
Länder hinsichtlich der Zuständigkeiten und Intensität 
unterschiedlich. So wird in einigen Bundesländern die 
Aufsicht durch spezielle Prüfungsämter ausgeübt. In 
anderen Länder nehmen die Landesministerien die Auf- 
sicht wahr. In manchen Bundesländern haben - zumin- 
dest bis zum Jahre 1997 - noch keine Aufsichtsprüfun- 
gen der Alterskassen stattgefunden (beispielsweise im 
Saarland und Hessen, Ergebnisse der Vorprüfungsstelle 
des BML vom 23. April 1997, Az: 100-070942-3/3/97). 

Wegen der zersplitterten Aufsichtsstrukturen können 
gleiche Maßstäbe der Aufsicht allenfalls innerhalb eines 
Bundeslandes sichergestellt werden. Bundesweit hinge- 
gen sind bei den Bundesländern gleiche Maßstäbe für 
die Aufsicht nicht gewährleistet. Es gibt nicht einmal 
einen formalisierten ständigen Abgleich zwischen den 
Ländern. 

Die zersplitterte und für den Bund nur geringe Kompe- 
tenz zur Aufsicht wirkt sich insbesondere bei der Defi- 
zithaftung des Bundes im Bereich der landwirtschaftli- 
chen Alterssicherung nachteilig aus. 

Der Bund trägt seit dem 1. Januar 1995 in der Alters- 
sicherung der Landwirte die Differenz zwischen den 
Einnahmen und den Gesamtausgaben (vgl. § 78 ALG). 
Im Haushaltsjahr 1998 brachte der Bund zur Defizit- 
deckung für die landwirtschaftliche Alterssicherung 
rd. 4,3 Mrd. DM auf Diese Defizithaftung deckt die 
gesamten durch Einnahmen nicht gedeckten Ausgaben 
- einschließlich der Verwaltungsausgaben - ab. 

Bedeutung hat die Defizithaftung für den Bund insbe- 
sondere wegen des voraussichtlich zunehmenden Bun- 
deszuschusses für die Alterssicherung der Landwirte 
(weniger Beitragszahler, mehr Rentenbezieher). Nach 
dem Lagebericht der Bundesregierung aus dem Jahre 
1997 über die Alterssicherung der Landwirte nach § 67 
ALG - Drucksache 13/8919 - wächst das Defizit im 
Rahmen der Alterssicherung der Landwirte weiter an. 
Die Bundesregierung legte in diesem Lagebericht Mo- 
dellrechnungen vor. 

Die Daten der „Mittleren Variante“ - der von der Bun- 
desregierung als wahrscheinlich erwarteten Entwick- 
lung - ergeben folgendes Bild: 

Im Zeitraum von 1996 bis einschließlich 2007 wird bei 
Gesamtausgaben von rd. 77 Mrd. DM und Beitragsein- 
nahmen von lediglich 20 Mrd. DM ein aus Bundesmit- 
teln zu deckendes Defizit (erforderlicher Bundeszu- 
schuß) in Höhe von insgesamt rd. 57 Mrd. DM zu er- 
warten sein. 

Die fehlende Zuständigkeit zur Aufsicht durch den Bund 
wird auch an den Erfahrungen mit der Durchführung des 
Gesetzes zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) in einem Bun- 
desland deutlich. 


Nach diesem Gesetz konnten Arbeitnehmer eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmens, die in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert sind, ein monatliches 
Ausgleichsgeld in Höhe von 65 v.H. ihres letzten Brut- 
toarbeitsentgelts bis zum Bezug einer anderen Rente in 
Anspruch nehmen, wenn die Beschäftigung etwa wegen 
einer Flächenstillegung endete (vgl. § 10 Abs. 1, § 19 
Abs. 1 FELEG). Der Bund trägt die hier entstehenden 
Kosten in vollem Umfang. 

Im Rahmen einer Prüfung der Ausgaben von Leistungen 
nach dem FELEG bei der einer landwirtschaftlichen 
Alterskasse durch den Bundesrechnungshof im Jahre 
1997 hat sich gezeigt, daß die Alterskasse entgegen den 
ausdrücklich dargelegten Rechtsauffassungen ihrer Auf- 
sichtsbehörde sowie des BMA und des BML zu Unrecht 
laufende Leistungen nach diesem Gesetz gewährte. 
Hierdurch entstehen dem Bund bis heute Schäden in 
Millionenhöhe, ohne daß ihm ein aufsichtsrechtliches 
Instrumentarium zur Verfügung steht, unmittelbar auf 
die Alterskasse einzuwirken, die unrechtmäßige Ver- 
waltungspraxis einzustellen. Nach Schätzung des BML 
beläuft sich der Schaden zur Zeit auf jährlich rd. 58 Mio. 
DM. Der Bund hat Schadensersatzansprüche bei dem 
betreffenden Land angemeldet. 


4.4.1 Stellungnahme der Ressorts 

Die Ressorts räumen ein, die Initiative und Intensität der 
Aufsicht durch die Landesbehörden in Bereichen mit 
hohem Bundesmitteleinsatz unterlägen einer gewissen 
Zurückhaltung, weil eine unwirtschaftliche Aufgabener- 
füllung durch einen landesunmittelbaren Träger in der 
Regel lediglich negative Auswirkungen auf den Bun- 
deshaushalt habe. 

Zudem erschwerten die derzeitigen Aufsichtsstrukturen 
(zehn Aufsichtsbehörden) die Beachtung gleicher Maß- 
stäbe für alle LSV-Träger selbst dann, wenn zu einzel- 
nen grundsätzlichen Fragen gelegentlich Abstimmungen 
zwischen den Aufsichtsbehörden stattfänden. 

In der Praxis würden heute ohnehin die Aufgaben der 
unterstützenden Beratung der Sozialversicherungsträger 
und der Koordinierung unter ihnen ganz überwiegend 
nicht mehr von den Aufsichtsbehörden, sondern von den 
Spitzenverbänden wahrgenommen. Die Aufsichtsbehör- 
den verfügten für diese Aufgaben vielfach nicht einmal 
über einen entsprechenden Apparat und Sachverstand. 
Aus diesem Grunde käme auch den Festlegungen der 
Spitzenverbände zur Auslegung gesetzlicher Regelun- 
gen eine in der Praxis hohe faktische Bedeutung für eine 
anschließende rechtsaufsichtsrechtliche Beurteilung zu. 

An sich solle die Aufsicht u. a. auch Ausdruck der Ver- 
antwortung der Regierung gegenüber dem Parlament 
sein. Im Bereich der LSV komme dieser Gedanke je- 
doch kaum zur Geltung. Denn die Bundesregierung habe 
zwar gegenüber dem Deutschen Bundestag die Ver- 
pflichtung, Rechenschaft über den hohen Einsatz von 
Bundesmitteln in der LSV abzulegen. Bei dem weit 
überwiegenden Teil der LSV-Träger habe sie aber nicht 
die Aufsicht. Demgegenüber hätten zwar die Behörden 
der Länder die Aufsicht, sie seien aber den Länderpar- 
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lamenten gegenüber nicht in der Verpflichtung, einen 
wirtschaftlichen Mitteleinsatz sicherzustellen, weil keine 
Mittel der Länder eingesetzt würden. 

Auch aus fmanzverfassungsrechtlicher Sicht stelle die 
Einflußlosigkeit des Bundes einen Sonderfall dar. Zwar 
würden nach der verfassungsmäßigen Ordnung die Bun- 
desgesetze regelmäßig durch die Länder ausgeführt 
(Artikel 83 GG); insofern entspreche die LSV mit einer 
weit überwiegenden Durchführung durch landesunmit- 
telbare Sozialversicherungsträger diesem Regelfall. Im 
Normalfall würden allerdings die Länder auch die Aus- 
gaben tragen, die sich aus ihrer Aufgabenwahmehmung 
ergäben (Artikel 104a Abs. 2 GG), so daß Einwirkungs- 
möglichkeiten des Bundes fehl am Platze wären. In der 
LSV gebe es hingegen keinerlei finanzielle Beteiligung 
der Länder; gleichwohl hätten im wesentlichen nur sie 
- im Gegensatz zum Bund, der die finanzielle Hauptlast 
trage - im Rahmen der Aufsicht Einfluß auf die Durch- 
führung. 

In anderen Bereichen der Sozialversicherung, jedenfalls 
soweif es sich um bundesunmittelbare Träger handele, 
stelle sich dieses Problem in dieser Tragweite nicht. So 
habe der Bund in bezug auf den Haushaltsplan der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte ein Beanstan- 
dungsrecht. Der Haushalt der Bundesknappschaft ent- 
halte einen ausdrücklichen Vorbehalt der Genehmigung 
durch die Bundesregierung (§ 71 SGB IV). Auch der 
Haushaltsplan der Bundesanstalt für Arbeit bedürfe 
der Genehmigung durch die Bundesregierung (§ 71a 
SGB IV); hier könne die Genehmigung sogar für ein- 
zelne Ansätze versagt, mit Bedingungen versehen oder 
unter Auflagen erteilt werden. Die Einwirkungsmög- 
lichkeiten der Bundesregierung auf die Bundesanstalt 
für Arbeit bestehe sogar nieht nur bei Rechtsverstößen, 
sondern auch dann, wenn die Bewertungs- und Bewirt- 
schaftungsmaßstäbe des Bundes oder die Grundsätze der 
Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregie- 
rung nicht berücksichtigt würden. 

4.4.2 Stellungnahme der Spitzenverbände 

Die Spitzenverbände halten das Streben des Bundes 
nach einer stärkeren Einflußnahme auf die Gesamtauf- 
gaben der LSV zwar für verständlich. Es dürfe aber 
nicht der Eindruck entstehen, die Verwaltungspraxis der 
LSV-Träger sei ursächlich für ein ständiges Nachschie- 
ßen von Mitteln durch den Bund. Der Bundesrech- 
nungshof „verschweige“, daß etwa 95 v.H. aller Ausga- 
ben in der Landwirtschaft gesetzlich vorgeschrieben 
seien und weder durch haushaltsrechtliche Genehmi- 
gungsvorbehalte noeh durch Verwaltungshandeln ver- 
ändert werden könnten. Insgesamt sei nicht zu erkennen, 
daß bei einer Einwirkungsmöglichkeit des Bundes er- 
hebliche Verwaltungskosten eingespart werden könnten. 
Die LSV-Träger würden jedenfalls die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachten. Sie hätten 
bis in die jüngste Zeit ihre Leistungsfähigkeit unter 
Beweis gestellt. Wenn der Bund im Hinblick auf seine 
Geldgeberfunktion dennoch eine stärkere rechtliche 
Möglichkeit zur Einwirkung auf die LSV-Träger wün- 
sche, müßten hierfür - unter Berücksichtigung verfas- 


sungsrechtlicher Fragestellungen - die rechtlichen Vor- 
aussetzungen geschaffen werden. Ansatzpunkte für eine 
Verstärkung der Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes 
könnten unter Umständen die Änderung der Vorschrif- 
ten des ALG über die Aufgaben der Verbände sowie 
über die der Rehabilitation, Betriebs- und Haushaltshilfe 
bieten (§§ 58, 80 Abs. 3 ALG). 

4.4.3 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Die Ausführungen der Ressorts belegen die Forderung 
des Bundesrechnungshofes nach einer Neuorganisation 
in der LSV. Das Argument der Spitzenverbände, bereits 
das bestehende Recht enthalte Ansatzpunkte, die Ein- 
flußmöglichkeiten auf das Haushaltsgebaren der LSV- 
Träger zu stärken, überzeugt nicht. Solche Ansätze kön- 
nen zwar ggf. Lösungen von Einzelproblemen ermögli- 
chen. Das Grundproblem, d. h. die Auflösung der unter- 
schiedlichen Zuständigkeiten für die Finanzierung einer- 
seits und die Aufsicht andererseits, bedarf eines weiter- 
gehenden Lösungsansatzes, nämlich der Errichtung 
eines bundesunmittelbaren Trägers. 

Angesichts des hohen Bundesmitteleinsatzes in der LSV 
ist es aus Sicht des Bundesrechnungshofes dringend 
geboten, den Haushaltsplan der künftigen Bundesversi- 
cherungsanstalt von der Genehmigung der Bundesregie- 
rung abhängig zu machen. 

Soweit die Spitzenverbände ausführen, der Bundesrech- 
nungshof „verschweige“, daß etwa 95 v.H. aller Ausga- 
ben in der Landwirtschaft gesetzlich vorgeschrieben 
seien und weder durch haushaltsrechtliche Genehmi- 
gungsvorbehalte noch durch Verwaltungshandeln ver- 
ändert werden könnten, so muß dem entgegengehalten 
werden, daß jedes Jahr dreistellige Millionenbeträge für 
die Verwaltungs- und Verfahrenskosten in der LSV be- 
reitgestellt werden - im Jahre 1997 waren dies weit über 
600 Mio. DM. Deshalb müssen gerade in den Bereichen, 
in denen Einsparmöglichkeiten bestehen, Reformen an- 
setzen. Dies liegt im Interesse des Bundes, aber auch der 
Beitragszahler, die insbesondere durch Einsparungen in 
den Bereichen der Unfall- und Krankenversicherung 
entlastet werden. Im übrigen haben die Prüfungen ge- 
zeigt, daß auch Leistungen zu Unrecht ausgezahlt wer- 
den (vgl. 4.3). 


4.5 IT-Strukturen 

Die LSV-Träger unterhalten 13 Rechenzentren und acht 
Entwicklungszentren (Stichtag: 23. November 1998). 
Diese weitreichende Zersplitterung der IT-Organisa- 
tionsstrukturen ist auf die bislang bei den 20 LSV- 
Trägem bestehende „IT-Hoheit“ zurückzuführen. Der 
Bundesrechnungshof hatfe bereits in dem Entwurf seines 
Berichts dargelegt, daß die derzeitigen IT-Organisa- 
tions Strukturen nicht dazu geeignet sind, die IT-Or- 
ganisation wirtschaftlich zu gestalten und Synergie- 
potentiale auszuschöpfen. Die Effizienz der LSV-Infor- 
matikprozesse erforderf eine weitgehend von den Ein- 
zelträgem losgelöste Gestaltung der Organisation der 
LSV-Informatik. Die IT-Organisation sollte daher zügig 
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zentralisiert und in den Räumen der technisch gut ausge- 
statteten Gartenbau-Berufsgenossenschaft in Kassel 
eingerichtet werden. Der LSV-Träger für den Gartenbau 
hat versichert, daß er diese Aufgabe für die LSV zentral 
in Kassel erledigen könne. 

Die Auffassung des Bundesrechnungshofes wird im 
wesentlichen durch ein Gutachten aus dem Jahre 1996 
zur zukünftigen Informationsstruktur gestützt, das von 
den landwirtschaftlichen Spitzenverbänden bei einem 
Consulting-Unternehmen in Auftrag gegeben wurde. 
Das Consulting-Unternehmen kommt zu dem Ergebnis, 
daß bei den LSV-Trägem zur Zeit zentralisierungsfahige 
Aufgaben im IT-Bereich an zu vielen unterschiedlichen 
Stellen wahrgenommen und dadurch insgesamt zu hohe 
Kosten verursacht werden. Nach dessen Berechnungen 
belaufen sich allein die Mehrkosten bei fünf Rechen- 
zentren gegenüber dem Betrieb eines zentralen Rechen- 
zentrums auf jährlich rd. 18 Mio. DM’). Auch aus Sicht 
des Unternehmens ist die wirksamste IT-Organisation in 
der LSV eine räumlich konzentrierte und organisatorisch 
integrierte IT-Organisationseinheit. Diese Aussage ist 
vor dem besonderen Hintergrund zu sehen, daß das Un- 
ternehmen nur einen eingeschränkten Prüfungsauftrag 
erhalten hatte, nämlich die heute bestehenden Strukturen 
der LSV-Träger als gegeben zu unterstellen. Danach 
sind noch immer 13 Rechenzentren und acht Entwick- 
lungszentren auf dem Sektor der Informationstechno- 
logie in der LSV aktiv (Stichtag 23. November 1998). 

Der Abschluß eines Kooperationsvertrages von Ende 
1997 hat keinen Wandel in der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Trägem gebracht und die Organisationsviel- 
falt im IT-Bereich nicht grandlegend verbessert. 

Die Einzelheiten zur Ist-Situation, die Kooperationsbe- 
mühungen der LSV-Träger im Rahmen eines Projekts 
„IS 2001“ sowie die weiteren Ausführungen des Con- 
sulting-Unternehmens sind in Anlage 3 dargestellt. 

4.5.1 Stellungnahme der Ressorts 

Die Ressorts vertreten die Auffassung, daß der wirtschaft- 
liche Einsatz moderner Informations- und Kommunika- 
tionstechnik heute unverzichtbare Voraussetzung für eine 
effektive, service-orientierte Verwaltung ist. Die derzeiti- 
gen Strukturen würden diesen Voraussetzungen dagegen 
nicht gerecht. Dem Bundesrechnungshof sei zuzustim- 
men, daß mit dem Kooperationsvertrag sicher noch lange 
nicht alle Einsparmöglichkeiten ausgeschöpft würden. 

4.5.2 Stellungnahme der Spitzenverbände 

Die Spitzenverbände unterstreichen, sie bemühten sich 
seit dem Jahre 1994, die IT-Strukturen zu verbessern. Im 
Kooperationsvertrag habe man sich zahlreiche Erkennt- 
nisse aus dem Gutachten des Consulting-Unternehmens 
zu eigen gemacht. Unter anderem würden die Strukturen 
der gemeinsamen LSV-Informatik umgesetzt. Die so- 
fortige Einrichtung eines zentralen Rechenzentrums sei 


) Niederschrift Sonder-Direktorenkonferenz bei den Spitzenverbän- 
den der Landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger vom 
16. April 1997. 


jedoch zur Zeit noch nicht vorgesehen. Nach dem Gut- 
achten des Consulting-Unternehmens bedürfe zudem der 
Betrieb eines Rechenzentrums erheblicher Investitionen. 

Hinsichtlich der Anwendungsentwicklung werde zu- 
mindest zunächst an einer dezentralen Untergliederung, 
d. h. an mehreren Entwicklungszentren, festgehalten. 
Gleichwohl sei auf längere Sicht davon auszugehen, daß 
ein einheitliches und zentral geleitetes Entwicklungs- 
zentrum entstehe. Wegen der regional vorhandenen 
Personalressourcen und der notwendigen Nähe zu den 
Fachabteilungen seien jedoch als Interimslösung ver- 
schiedene Unterzentren erforderlich. 

Die Pflege der eingesetzten Anwendungssysteme (Alt- 
anwendungen) sowie die Erstellung neuer Programme 
solle unter Beteiligung aller LSV-Träger arbeitsteilig 
vorgenommen werden. 

Auch nach den eigenen Erkenntnissen der Spitzenver- 
bände gibt es zu viele Rechenzentren. Deren Reduzie- 
rung von ursprünglich 18 auf sieben sei geplant. Eine 
weitere schrittweise Reduzierung der Anzahl der Rechen- 
zentren sei nicht ausgeschlossen. Der Vorstand der Spit- 
zenverbände sei sogar bereit, ein zentrales Rechenzen- 
trum für alle LSV-Träger zu betreiben, wenn nicht nach- 
gewiesen werden könne, daß eine dezentrale Lösung 
kostengünstiger sei. In seiner Sitzung am 15. Juli 1998 
habe der Vorstand dieses Ergebnis nochmals bekräftigt, 
allerdings unter Einräumung einer angemessenen Über- 
gangsfrist für die LSV-Träger. Darüber hinaus sei zu 
bedenken, daß es für eine Vielzahl von Beschäftigten 
der aufgelösten Rechenzentren keine sinnvolle Weiter- 
beschäftigungsmöglichkeit geben werde. 

Nach Meinung der Spitzenverbände sind wesentliche 
Einsparungen bei der Softwareentwicklung durch Re- 
duzierung der Anzahl der beteiligten LSV-Träger aller- 
dings nicht zu erwarten. 

4.5.3 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Die im Kooperationsvertrag festgelegte IT-Struktur 
entspricht nicht den Grundsätzen einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Mittelverwendung. Die darin nur an- 
satzweise und bruchstückhaft vollzogene Umsetzung 
von Erkenntnissen aus dem Gutachten des Consulting- 
Unternehmens reicht nicht aus. 

Dabei hat das Consulting-Unternehmen, obwohl durch 
die Beschränkung des Gutachterauftrages - Festhalten 
an den vorhandenen Strukturen - daran gehindert, ein 
schlüssiges Konzept vorzulegen, immerhin eine Emp- 
fehlung ausgesprochen, die eine viel umfangreichere 
Zentralisierung der IT-Strukturen ermöglicht hätte. Die- 
se ist nicht umgesetzt worden. 

Positiv ist zu bewerten, daß Spitzenverbände und LSV- 
Träger nunmehr selbst einräumen, es gebe zu viele Re- 
chenzentren. Während jedoch die Spitzenverbände die 
Einrichtung eines Rechenzentrums grundsätzlich als die 
kostengünstigste Lösung ansehen, wird von den LSV- 
Trägem der Betrieb von immerhin noch sieben Rechen- 
zentren für erforderlich erachtet. Allerdings sind sich die 
LSV-Träger offenbar ihrer vorgeschlagenen Lösung 
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selbst nicht sicher, denn sie schließen ebenfalls eine 
weitere Reduzierung der Zahl der Rechenzentren nicht 
aus. Sie übersehen dabei, daß die von den LSV-Trägem 
angestrebte Interimslösung mit hohen Personal-, Hard- 
ware- und Softwarekosten verbunden ist. Identisches 
Fachwissen wird an jedem Standort gefordert. 

Gründe, die die Einrichtung mehrerer Entwicklungszen- 
tren reehtfertigen, sind nicht ersichtlich. Die Zuordnung 
der Entwieklungszentren auf verschiedene LSV-Träger 
verhindert es, größtmögliche Synergiepotentiale freizu- 
setzen, wie es die Vorschläge des Bundesrechnungs- 
hofes anstreben. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß seine Vorschläge 
zur Neuorganisation des IT-Bereichs mit deutlichen 
Personaleinsparungen einhergehen werden. Da auch ein 
zentrales Rechenzentrum qualifiziertes Personal benö- 
tigt, können Mitarbeiter der heutigen Rechenzentren dort 
eingesetzt werden. Letztlich darf aber das Festhalten an 
Positionen und Personal nicht dazu führen, als richtig 
erkannte Maßnahmen nicht umzusetzen oder gar auf 
nicht absehbare Zeit zu verschieben. Mit Rücksicht 
darauf sieht der Vorschlag des Bundesrechnungshofes 
vor, den Trägem großzügige Übergangsfristen einzu- 
räumen, wodurch die personalwirtschaftlichen Maß- 
nahmen sozial abgefedert werden können. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten: 

Anhand der IT-Problematik wird symptomatisch für die 
gesamte Organisationsstruktur der LSV deutlich, daß 
eine wie auch immer geartete Reform, die an einer 
Mehrzahl von LSV-Trägem festhält, allenfalls geeignet 
ist, Synergieeffekte in beschränktem Umfang zu bewir- 
ken. Ausschließlich die konsequente Umsetzung einer 
zentralen Struktur in der LSV läßt maßgebliche Einspa- 
rangen erwarten. 

Die mit dem Kooperationsvertrag von den Spitzenver- 
bänden angestrebte Einrichtung mehrerer Betriebs- und 
Entwicklungszentren ist weder auf Dauer noch als Zwi- 
schenlösung wirtschaftlich. Uneingeschränkt sollte die 
Durchsetzung der kostengünstigsten Lösung, nämlich 
die Einrichtung eines zentralen Rechenzentmms für 
alle LSV-Träger, angestrebt werden. Dies ist bei dem 
heutigen Stand der Kommunikationstechnik technisch 
ohne weiteres möglich. Danach ist es unerheblich, ob 
sich ein Rechenzentmm in unmittelbarer Nähe der An- 
wender befindet oder entfernt von diesen betrieben wird. 
Die Nutzer eines zentralen Rechenzentmms können mit 
dem Zentralrechner kommunizieren, ohne daß größeres 
IT- Wissen vor Ort bereitgehalten werden muß. Die 
Betreuung eines solchen Netzwerks und Systemverbun- 
des kann durchaus von zentraler Stelle aus erfolgen. 

4.6 Einschaltung der Bauernverbände 
für LSV-Aufgaben 

Die Praxis der LSV-Träger, von den Bauernverbänden 
gegen Vergütung LSV-Aufgaben ausführen zu lassen, 
bedarf gleiehfalls einer Vereinheitlichung. 

Wie bereits eingangs ausgeführt, bedienen sich die LSV- 
Träger zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben generell der 


berafsständischen Vertretung der Landwirte (237 Ver- 
waltungsstellen), unabhängig davon, ob deren Ein- 
schaltung durch die LSV-Träger erforderlich ist. 

Weder die LSV-Träger noch die bei den Bauernverbän- 
den eingerichteten Verwaltungsstellen verfügen über 
durchgängige Aufzeichnungen zu Art, Umfang und 
Aufwand der auf die jeweiligen Bereiche der LSV ent- 
fallenden Anteile der Tätigkeiten. Gleichwohl wird von 
den geprüften LSV-Trägem der überwiegende Anteil 
der von den Bauernverbänden deklarierten Verrichtun- 
gen und Aufwendungen dem Aufgabenbereieh der Al- 
terskasse mit der Folge zugewiesen, daß der Bund im 
Rahmen der Defizithaftung die Kosten zu tragen hat. 

Prüfungsfeststellungen haben zudem ergeben, daß von 
einigen Verwaltungsstellen dieselben Personalkosten 
gleichzeitig dem Bund und dem Land in Rechnung ge- 
stellt wurden. Das Ergebnis staatsanwaltsehaftlicher 
Ermittlungen bleibt abzuwarten. 

An dem noch im Entwurf dieses Berichts enthaltenen 
Vorschlag, die Aufgabe der Auskunftserteilung künftig 
von den Bauernverbänden auf die Versieherangsämter 
der Gemeinden - ggf auch durch eine Gesetzesände- 
rang - zu verlagern (vgl. hierzu §§93 ff. SGB IV), hält 
der Bundesrechnungshof nach eingehenden Gesprächen 
mit den Trägem - mangels hinreichender Personalaus- 
stattung der Versieherangsämter - nicht mehr fest. Um 
so dringender ist die Einführung von Verfahrensrege- 
lungen über die sachgerechte und nachvollziehbare 
Feststellung der Tätigkeitsanteile in den Verwaltungs- 
stellen der Bauernverbände. 

4.6.1 Stellungnahme der Ressorts 

Die Ressorts teilen mit, die Einschaltung der Bauernver- 
bände als Verwaltungsstellen werde unter Mitwirkung 
der zuständigen Aufsichtsbehörden seit längerem inten- 
siv geprüft. 

Die erforderliche Versichertennähe könne auf vielfältige 
Weise gewährleistet werden. 

4.6.2 Stellungnahme der Spitzenverbände 

Die Spitzenverbände führen aus, die Entscheidung, in 
welcher Weise die LSV-Träger ihrer Beratungspflicht 
nachkämen, sei nach pflichtgemäßem Ermessen und 
unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten zu 
treffen. Dies gelte hinsichtlich des ob sowie des Um- 
fangs der Einschaltung der Bauernverbände. Letztlich 
hänge die Antwort auf diese Fragen auch von der Exi- 
stenz eigener Verwaltungsstellen ab. 

Die zum Teil erhobene Forderung nach Abschluß eines 
Rahmenvertrages, um eine bundesweit einheitliche Ver- 
gütung der Tätigkeit der Bauernverbände herbeizufüh- 
ren, bedürfe der weiteren Prüfung. Jedenfalls habe eine 
Vergleichsberechnung der LSV-Träger ergeben, daß die 
Beratung durch trägereigene Verwaltungsstellen teurer 
wäre als die Einschaltung der Bauernverbände. 

Die doppelte Abrechnung von Personalkosten beschrän- 
ke sich auf Einzelfälle. 
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4.6.3 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Durch die derzeit von den Bauernverbänden als Ver- 
waltungsstellen der LSV-Träger wahrgenommenen Auf- 
gaben - neben den Versicherungsämtem - ist auch bei 


5 Länderübergreifende Lösungen 


Die Ressorts und Spitzenverbände tragen ergänzend vor, 
das SGB enthalte bereits Möglichkeiten, die heutigen 
Strukturen in der Organisation der LSV landesintem 
oder länderübergreifend zu verändern (vergleiche 
§§ 118, 119 SGB VII). Rechtlich sei es sogar möglich, 
daß sich alle 20 Träger auf freiwilliger Basis zu einem 
Träger zusammenschlössen (§ 118 SGB VII). Während 
die Ressorts sich jedoch auf kein bestimmtes Organisa- 
tionsmodell festlegen, führen die Spitzenverbände aus, 
die Selbstverwaltungen der LSV-Träger hätten bereits 
damit begonnen, sich eine neue Organisationsstruktur zu 
geben. Ein Vorstandsbeschluß vom 15. Juli 1998 sehe 
vor, daß „die Anzahl der Träger mindestens halbiert“ 
werde. Jedenfalls könne den veränderten Verhältnissen in 
der LSV durch eine Verringerung der Anzahl der LSV- 
Träger hinreichend Rechnung getragen werden. Die von 
den LSV-Trägem hierzu unterbreiteten - wenig ver- 
bindlichen - Erklärungen sind in Anlage 4 dargestellt. 

5.1 Bewertung des Bundesrechnungshofes 

Eine Neuordnung der Organisationsstrukturen in der 
LSV durch Zusammenlegung landesunmittelbarer Trä- 
ger auf Landesebene ist kein geeignetes Instrument zur 
Durchsetzung einer umfassenden Organisationsreform 
in der LSV (vgl. § 119 SGB VII). Rückläufige Versi- 
chertenzahlen und insgesamt tiefgreifende Strukturver- 
änderungen in der LSV lassen eine Lösung auf rein 
länderintemer Ebene nicht mehr zu (vgl. Nr. 4.1). Dies 
räumen die Spitzenverbände vom Ansatz her auch ein. 


der Errichtung einer Bundesversicherungsanstalt eine 
weitreichende Versichertennähe gewährleistet. Die Fest- 
legung der Entgelte muß transparent und nachprüfbar 
gestaltet werden. 


Nach dem bisherigen Verlauf der organisatorischen 
Neuordnungsbemühungen erscheint ein freiwilliger, 
länderübergreifender Zusammenschluß der LSV-Träger 
jedoch unwahrscheinlich (vgl. § 118 SGB VII). 

Der sichtbar werdende Strukturwandel in der LSV (vgl. 
Nr. 4.1) spricht auch nach dem „Lagebericht der Bun- 
desregierung über die Alterssicherung der Landwirte 
nach § 67 ALG“ aus dem Jahre 1997 gegen die Ein- 
richtung von mehr als einem LSV-Träger. Danach ist es 
nicht ausgeschlossen, daß sich die Zahl der Beitrags- 
zahler in der landwirtschaftlichen Alterskasse bis zum 
Jahre 2007, sicherlich aber bis zum Jahre 2010 nahezu 
halbiert haben wird. Nach Einschätzung des Bundes- 
rechnungshofes wird auch das „Höfesterben“ in der 
Bundesrepublik Deutschland anhalten. Unabhängig 
davon, ob sich diese Tendenz in der näheren Zukunft 
verstetigt, verstärkt oder abschwächt, ist es aus der Sicht 
des Bundesrechnungshofes jedenfalls nicht sinnvoll, 
eine Strukturreform auf den Weg zu bringen, die - unter 
Einräumung aller Unsicherheiten über die tatsächliche 
Entwicklung der künftigen Versicherten- und Unter- 
nehmenszahlen - bereits in wenigen Jahren wieder in 
Frage stehen dürfte. 

Bei alledem kann der Bundesrechnungshof nur die Um- 
setzung eines Organisationskonzepts empfehlen, das die 
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns gewährlei- 
stet und die Organisationsstrukturen in der LSV auf eine 
langfristige, der Versichertenentwicklung angepaßte 
Grundlage stellt. 


6 Rechtlicher Gestaltungsrahmen für eine Neuorganisation 


Einer Neuorganisation der LSV in Form der Zurückfüh- 
rung der LSV auf einen Träger stehen keine verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken entgegen. 

Nach Artikel 74 Nr. 12 GG besitzt der Bund für den 
Bereich der Sozialversicherung, insbesondere in den vier 
klassischen Versicherungszweigen Alter, Invalidität, 
Krankheit und Unfall die konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz. Von dieser Befügnis hat er im Bereich 
der LSV Gebrauch gemacht, z. B. durch Verabschie- 
dung des KVLG 1989 sowie des ALG. 


Einer Organisationsreform in der gesetzlichen Renten- 
versicherung stehen auch keine sonstigen Regelungen 
des Grundgesetzes entgegen. Artikel 87 Abs. 2 Satz 1 
GG gibt dem Bundesgesetzgeber die Möglichkeit, einen 
für die LSV bundesweit zuständigen Träger als bun- 
desunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts 
einzurichten. 

Der Bundesgesetzgeber ist aus verfassungsrechtlichen 
Gründen auch nicht gehindert, bestehende Sozialversi- 
cherungsträger aufzulösen, zusammenzuschließen oder 
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neue Sozialversicherungsträger zu gründen. Denn die 
Sozialversicherungsträger sind als juristische Personen 
des öffentlichen Rechts keine Träger von Grundrechten, 
die einer Neuorganisation durch den Gesetzgeber entge- 
genstehen könnten. Sie sind vielmehr verselbständigte 
Teile der Staatsgewalt und üben der Sache nach mittel- 
bare Staatsgewalt aus. 


6.1 Stellungnahmen der Ressorts 
und Spitzenverbände 

Die vom Bundesrechnungshof vertretene verfassungs- 
rechtliche Würdigung wird von den Ressorts und den 
Spitzenverbänden geteilt. Die Spitzenverbände proble- 


matisieren zusätzlich die Frage, ob die Neuorganisation 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfe. 


6.2 Bewertung des Bundesrechnungs- 
hofes 

Angesichts des dargestellten Strukturwandels in der 
Landwirtschaft, strebt der Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofes eine Neuorientierung der L SV- Strukturen 
unter den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit an. Die Zustimmung des Bundesrates zur 
Errichtung einer Bundesversicherungsanstalt ist im 
Gesetzgebungsverfahren zu behandeln. 


7 Zusammenfassende Bewertung und Modellvorschlag 


Die vorangegangenen Ausführungen zeigen auf, daß 
die gegenwärtig bestehende Aufteilung auf 20 LSV- 
Träger es nicht zuläßt, vorhandene Synergiepotentiale 
bestmöglich zu nutzen. Die zersplitterte Organisations- 
struktur und die weitreichende Autonomie der regio- 
nalen und überregionalen Selbstverwaltungsträger 
behindern notwendige Strukturveränderungen. Hierin 
sind sich der Bundesrechnungshof und die Ressorts 
einig; Übereinstimmung besteht auch darin, daß beim 
Festhalten an den bestehenden Organisationsstrukturen 
weiterhin von den LSV-Trägem gleichartige Dienstlei- 
stungen mit unterschiedlichen Arbeitsabläufen, Tech- 
niken und abweichendem Personalaufwand erbracht 
werden. Dies hätte für den Bund und für die Versi- 
chertengemeinschaft erhebliche finanziell nachteilige 
Auswirkungen. 

Eine bloße Optimierung der Verwaltungs Strukturen in 
der LSV, wie sie vom Berufsstand und der Selbstver- 
waltung favorisiert wird, reicht für eine zukunftsgerich- 
tete Organisationsreform keinesfalls aus. 

Die vom Bundesrechnungshof vorgeschlagene Organi- 
sationsreform kann dazu beitragen, dem Bund - insbe- 
sondere wegen der Defizithaftung auf dem Gebiet der 
Alterssicherung der Landwirte - stärkeren Einfluß auf 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung im Bereich der 
LSV zu verschaffen. 

Aus der Sicht des Bundesrechnungshofes ist es unter 
Abwägung der in diesem Bericht dargelegten Argu- 
mente für eine umfassende Strukturreform erforderlich, 
die gegenwärtig bestehenden aufwendigen Organisa- 
tionsstrukturen in der LSV aufzulösen und durch die 


Errichtung einer unter Bundesaufsicht stehenden land- 
wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörperschaft, der 

Bundesversicherungsanstalt für Landwirtschaft, 

zu ersetzen. 

Wegen des möglichen Aufbaus der Bundesversiche- 
rungsanstalt wird auf das Organisationsaufbaudiagramm 
verwiesen. 

Für die Realisierung der Reformvorschläge des Bundes- 
rechnungshofes sollte auch bei den von der Umorgani- 
sation Betroffenen um Verständnis geworben werden. 
Ihren verständlichen Sorgen sollte durch die Einräu- 
mung großzügiger Übergangsfristen und anderer fürsor- 
gerechtlicher Maßnahmen Rechnung getragen werden. 
Die Betroffenen müssen andererseits sehen, daß ohne 
Änderung der bestehenden zersplitterten Strukturen und 
den daraus resultierenden finanziellen Belastungen der 
Solidargemeinschaft ihre Arbeitsplätze in absehbarer 
Zeit ernsthaft gefährdet sind. Bei der Errichtung einer 
größeren Zahl neuer Träger besteht Gefahr, daß deren 
Existenz durch die BCraft der tatsäehlichen Entwicklun- 
gen im Bereich der Landwirtschaft innerhalb weniger 
Jahre wieder zur Disposition steht. Diesen Problemen 
kann letztlich nur durch die vom Bundesrechnungshof 
vorgeschlagene Errichtung der Bundesversicherungsan- 
stalt wirksam begegnet werden. 

Für das Gelingen des Umstrukturierungsprozesses ist es 
von erheblicher Bedeutung, daß die Aufbauphase des 
neuen Trägers von fachkundiger Beratung begleitet 
wird. Als produktive Ergänzung zum vorhandenen 
Know-how innerhalb der Trägerschaft bietet es sich an, 
sich fachkundig beraten zu lassen. 
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8 Umsetzung der Neuorganisation 


Die Neuorganisation könnte auf folgende Art und Weise 
umgesetzt werden: 

Die Bundesversicherungsanstalt übernimmt als ein unter 
der Aufsicht des Bundes stehender und für das gesamte 
Bundesgebiet zuständiger Selbstverwaltungsträger kraft 
Gesetzes die Aufgaben der derzeit 20 LSV-Träger auf 
dem Gebiet der LSV. In dieser neuen Selbstverwal- 
tungskörperschaft gehen die heutigen landwirtschaftli- 
chen Alters-, Kranken-, Pflegekassen und Berufsgenos- 
senschaften als Abteilungen auf. 

Mit ihrer Errichtung, etwa im Jahre 2002, übernimmt die 
Bundesversicherungsanstalt in einem ersten Schritt 

sämtliche Querschnittsaufgaben 

von den bisherigen LSV-Trägem sowie alle Aufgaben 
der Spitzenverbände. 

Die heutigen LSV-Träger werden in eine 

Übergangsorganisation 

eingebracht, die zunächst als unselbständige, von der 
Zentralverwaltung abhängige Regionalverwaltungs- 
stellen (ohne Selbstverwaltung) mit der Sachbearbeitung 
und der Beratung in LSV-Fragen bis zu ihrem endgülti- 
gen Wegfall betraut bleiben. 

Die Übergangszeit sollte spätestens mit 

Ablauf des Jahres 2007 

enden. 

Ziel bleibt eine baldige Verlagerung der Regionalver- 
waltungsstellen hin zu einer zentral geführten 

Selbstverwaltungskörperschaft. 

Alle Planstellen und Stellen, die organisationsbedingt 
bei den Regionalverwaltungsstellen wegfallen, sind mit 
dem 

Vermerk „künftig wegfallend“ 


9 Einsparvolumen 

Bei der Einschätzung des Einsparvolumens ist eine 
umfassende Abstützung auf vorhandene Daten nicht 
möglich, da eine neue Organisation vorgeschlagen wird, 
die zunächst nur in ihren Grundstrukturen dargestellt 
werden kann. Nach Einschätzung des Bundesrech- 
nungshofes führt die Errichtung eines zentralen LSV- 
Trägers für das gesamte Bundesgebiet durch die Straf- 
fung der Aufbau- und Ablauforganisation zu erheblichen 
Einsparungen. Selbst bei vorsichtiger Schätzung rechnet 
der Bundesrechnungshof bereits in vier Jahren nach 


zu versehen. Dies bedeutet, daß beim Ausscheiden des 
Stelleninhabers die Stelle nicht mehr zur Verfügung steht. 

Dadurch werden die Regionalverwaltungsstellen nach 
und nach abgeschmolzen, während die Bundesversiche- 
rungsanstalt immer mehr Aufgaben sowie möglichst 
Personal der Regionalverwaltungsstellen übernimmt. 

Die Regionalverwaltungsstellen nehmen vorläufig neben 
den mit der Auskunft und Beratung betrauten Verwal- 
tungsstellen der Bauernverbände und den Auskunfts- 
stellen der kommunalen Versicherungsbehörden die 
Versichertenbetreuung vor Ort wahr. Damit ist eine 
weitreichende Versichertennähe gewahrt. 

Als Sitz der neuen Selbstverwaltungskörperschaft 
schlägt der Bundesrechnungshof 

Kassel 

vor. Hier haben die Spitzen-ZGesamtverbände bereits 
ihren Sitz. Da deren maßgebliche Aufgaben, beispiels- 
weise die Mitglieder durch Beratung und Unterrichtung 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Interessen 
zu unterstützen, durch die Einrichtung der Bundesver- 
sicherungsanstalt entfallen, kann das Personal der Ver- 
bände in die neue Selbstverwaltungskörperschaft über- 
wechseln und damit das neue Amt umgehend arbeits- 
fähig machen. Die heute noch von den Spitzenverbän- 
den wahrgenommenen Aufgaben (beispielsweise im 
Bereich der Krankenkassen die Zuschüsse des Bundes 
auf die Mitgliedskassen zu verteilen - vgl. § 34 Abs. 2 
KVLG 1989) gehen auf die Bundesversicherungsan- 
stalt über. 

Ein besonderer Vorteil des Standorts Kassel liegt über- 
dies darin, daß dort die Berufsgenossenschaft für den 
Gartenbau ihren Sitz hat. In den Räumlichkeiten der 
bundesweit zuständigen Berufsgenossenschaft für den 
Gartenbau kann wegen der dort bereits vorhandenen IT- 
und Raumkapazitäten das zentrale IT-Betriebs- und 
-Entwicklungszentrum eingerichtet werden. 


Umsetzung seiner Vorschläge mit organisationsbeding- 
ten Einsparungen von 

jährlich mindestens 100 Mio. DM. 

Dies folgt insbesondere aus dem Wegfall und der Verla- 
gerung von Tätigkeiten der Spitzenverbände auf die 
Bundesversicherungsanstalt, dem Wegfall von 19 Selbst- 
verwaltungsorganen, dem sukzessiven Ausscheiden von 
19 Geschäftsführern und deren Sfellvertretem, der Ver- 
ringerung von Ausgaben für die gegenwärtig noch bei 
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jedem LSV-Träger gebildeten Personalvertretungen, der 
Zusammenführung von Aufgaben und Kompetenzen 
sowie der damit einhergehenden Vereinheitlichung aller 
Querschnittsfunktionen (z.B. Aus- und Fortbildung, 
Öffentlichkeitsarbeit, Organisation, Personalplanung). 

Rationalisierungsreserven können auch im Katasterbe- 
reich durch eine erhebliche Vereinfachung des jetzigen 
personalaufwendigen Meldeverfahrens und Flächenab- 
gleichs zwischen den LSV-Trägem einerseits und den 
Oberfinanzdirektionen oder den sonstigen mit der Be- 
standsverwaltung betrauten Stellen andererseits - unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Belange - im 
Rahmen einer umfassenden Neustrukturierung aktiviert 
werden. 

Bei den Personalkosten bedeutet bereits ein niedrig 
angesetztes Einsparpotential von nur 15 v.H. der gegen- 
wärtig bei den LSV-Trägem und den Spitzenverbänden 
rd. 8 000 Beschäftigten (einen Kostenfaktor pro Person 
und Jahr von 70 000 DM unterstellt) einen Rückgang 
von 84 Mio. DM pro Jahr. Der realisierbare v.H.-Satz 
dürfte jedoch weit höher liegen. 


10 Schlußbetrachtung 

Die Verwirklichung der vom Bundesrechnungshof vor- 
geschlagenen Bundesversicherungsanstalt ist ein Ent- 
wicklungsprozeß, der dringend erforderlich ist und sich 
über mehrere Jahre erstrecken wird. Um so mehr ist 
es notwendig, möglichst schnell die entscheidenden 


Maßgebliche Einsparungen werden auch durch die Kon- 
zentration der IT-Struktur erzielt. Diese werden bei vor- 
sichtiger Schätzung mit einem Betrag von nur 22 Mio. 
DM pro Jahr veranschlagt. Der Bundesrechnungshof 
hat dieser Schätzung die Berechnungen des Consul- 
ting-Unternehmens für eine Zusammenlegung von fünf 
auf ein Rechenzentrum zugrunde gelegt, das dieses 
bereits mit einem Einsparpotential von jährlich rd. 
18 Mio. DM ansetzt. Um so höher fällt das Einspar- 
potential aus, wenn die derzeitigen 13 Rechenzen- 
tren und acht Entwicklungszentren auf ein Rechen- 
zentmm und ein Entwicklungszentram konzentriert 
werden. 

Die Einsparangen werden sich bei Umsetzung des vor- 
geschlagenen Konzepts weiter erhöhen. Hierfür ist vor 
allem ausschlaggebend, daß sich bis zum Jahre 2010 die 
Zahl der heute noch bestehenden landwirtschaftlichen 
Unternehmen voraussichtlich fast halbieren wird. Ent- 
sprechend geht der Verwaltungsaufwand im Sachbear- 
beitungs- und Beratungsbereich weiter stark zurück. 
Dies trifft auf fast alle Sachgebiete der LSV zu. 


Schritte für die angestrebte Neustruktur zu beschließen. 
Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes kann der 
Anstoß zu einer umfassenden Strukturreform nur vom 
Gesetzgeber ausgehen. 


Frankfurt am Main, 28. Mai 1999 


Bundesrechnungshof 

Dr. von Wedel 
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Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversichernng 

Verwaltungsstellen der LSV-Träger 
- Stand: 3. März 1999 - 


LSV-Träger 
mit Sitz in 

Verwaltungsstellen der LSV-Träger 

eigene 

in Form eigener 
Außenstellen 

in Form eigener 
Nebenstellen 

bei Bauernverbänden 
errichtet 

Kiel 

- 

- 

- 

- 

Oldenburg 

5 

- 

- 

- 

Hannover 

7 

- 

- 

- 

Braunschweig 

- 

- 

- 

- 

Detmold 

- 

- 

- 

- 

Düsseldorf 

- 

- 

- 

- 

Münster 

6 

- 

- 

25^) 

Hessen 

- 

- 

- 

31 

Speyer 

2 

- 

- 

20^) 

Saarbrücken 

- 

4') 

- 

- 

Bayreuth 

7 

- 

1 

13 

Landshut 

- 

- 

- 

16 

Würzburg 

- 

- 

- 

8 

Augsburg 

- 

- 

- 

9 

München 

1 

- 

- 

13 

Karlsruhe 

- 

- 

- 

14 

Stuttgart 

- 

- 

- 

26 

Gartenbau 

7 

1^) 

- 

- 

Berlin 

- 

3 

- 

35^) 

Sachsen 

2 

- 

- 

27 

Insgesamt 

37 

8 

1 

237 


') in Mtäglichem Rhythmus eingerichtet. 

als mobiler Betreuungsdienst (MBB) überwiegend in den neuen Bundesländern im Einsatz. 
Auskunfts- und Beratungsstellen ohne Verwaltungsfunktion. 
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Anlage 2 


Weitergehende Informationen zu den Spitzenverbänden 


Die Spitzenverbände sind ebenso wie die LSV-Träger 
eng miteinander verflochten, obgleieh es sich auch hier 
um de jure voneinander unabhängige Verbände handelt. 
Eine strikte Aufgabenunterteilung nach Aufgabenberei- 
chen erfolgt nicht. Dies wird anhand folgender Tatsa- 
chen verdeutlicht: 

So besteht der Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen beim Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen (vgl. § 34 KVLG 1989 i.V.m. 
§212 Abs. 2 SGB V). Der Bundesverband der landwirt- 
schaftlichen BCrankenkassen nimmt gleichzeitig die Auf- 
gaben der bei den landwirtschaftlichen Krankenkassen 
errichteten landwirtschaftlichen Pflegekassen wahr. Die 
Selbstverwaltungsorgane des Bundesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen sind zugleich die Selbst- 
verwaltungsorgane des Gesamtverbandes der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen (vgl. § 35 Abs. 1 KVLG 1989). 
Die Spitzenverbände stehen unter der Leitung eines 
Hauptgeschäftsführers und seines Stellvertreters. Die 
Vorstandsmitglieder des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen sind zugleieh im Vorstand 
des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften und im Vorstand des Gesamtverban- 
des der landwirtschaftlichen Alterskassen. Die Sitzun- 
gen finden möglichst an einem Tag statt, um Tagesord- 
nungspunkte, die für alle drei Verbände bedeutsam sind, 
in einem Zuge beraten zu können. 

Für die Wahrnehmung von zentralen Funktionen, die 
alle Verbände gemeinsam betreffen, wurde eine Abtei- 
lung „Gemeinsame Aufgabenerledigung“ geschaffen. Zu 
deren Aufgaben zählen u. a. das Selbstverwaltungsrecht, 
das Dienst- und Tarifrecht, die berufliche Bildung, das 
Personalwesen, die Vermögensverwaltung sowie die 
Informations- und die Kommunikation stechnik. 

Organisationsrechtlich handelt es sich bei dem Bundes- 
verband der landwirtschaftliehen BCranken- und Pflege- 
kassen sowie dem Gesamtverband der landwirtschaftli- 
chen Alterskassen um Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Lediglich der Bundesverband der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften besteht in der 
Rechtsform eines eingetragenen Vereins. 

Wegen ihrer bundesweiten Zuständigkeiten unterliegen 
der Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften und der Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen der Aufsicht des Bundesversi- 
cherungsamtes in Berlin (vgl. § 54 Abs. 1 ALG). Aus- 
schließlich der Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen unterliegt der Aufsicht des BMG (vgl. 
§ 34 KVLG 1989 i.V.m. § 214 SGB V). 


Die jeweilige Aufsichtsbehörde kann die Haushaltspläne 
der Spitzenverbände (gleiches gilt im Ergebnis auch für 
die LSV-Träger) oder darin enthaltene einzelne Ansätze 
nur insoweit beanstanden, als diese gegen Gesetz oder 
sonstiges Recht verstoßen. Ein ausdrücklicher Vorbehalt 
der Genehmigung der Haushaltspläne durch die Bundes- 
regierung besteht aus verfassungsrechtlichen Gründen 
(Verbot der Mischverwaltung) - trotz der Defizithaftung 
des Bundes - nicht. 

Wie unterschiedlich die Einwirkungsmöglichkeiten der 
Spitzenverbände ausgestaltet sind, kann am Beispiel des 
Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alterskassen 
deutlieh gemacht werden. 

Eine vergleichsweise starke Stellung hat der Gesamtver- 
band danach in den nachfolgend genannten Aufgabenbe- 
reichen: 

• Im Bereich der medizinischen Rehabilitation (§ 10 
Abs. 4, § 36 Abs. 4 ALG); 

• im Rahmen der Festsetzung der Vorschüsse an den 
Rentendienst der Deutschen Bundespost (§ 45 Abs. 2 
ALG); 

• der Durchführung des Finanzausgleichs zwischen den 
landwirtschaftlichen Alterskassen (§ 79 Abs. 2 ALG); 

• der Umsetzung der Budgetierung der Ausgaben für 
Rehabilitation sowie der Verwaltungs- und Verfah- 
renskosten. 

Bereits weniger stark ausgeprägt ist die Stellung des 
Gesamtverbandes bei Entscheidungen in Grundsatzan- 
gelegenheiten zur Entwicklung und Harmonisierung von 
IT-Programmen (vgl. § 58 Abs. 3 ALG) sowie der all- 
gemeinen Verpflichtung der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen, mit dem Gesamtverband zusammenzuarbeiten 
(vgl. § 58 Abs. 1 ALG). 

Kaum echte Einwirkungsmöglichkeiten hat der Gesamt- 
verband bei allen übrigen in § 58 ALG genannten Auf- 
gaben (beispielsweise im Rahmen der Entscheidung von 
Zuständigkeitskonflikten). 

Letztlich ist darauf hinzuweisen, daß die Satzungen der 
Spitzenverbände den gesetzlich gegebenen Aufgaben- 
katalog ergänzen und erweitern (vgl. § 2 Abs. 2 und § 23 
Abs. 1 der Satzung des Gesamtverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften, § 3 Abs. 2 der 
Satzung des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen sowie die §§ 28, 29 der Satzung des 
Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen). 
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Anlage 3 


1 IT-IST-Situation und Kooperationsbemühungen 


Seit dem Jahre 1997 wurde durch den Abschluß bilate- 
raler Verträge zwischen den LSV-Trägem die Zahl 
der Rechenzentren von 18 auf 13 verringert (Stichtag 
23. November 1998). 

Mit Schreiben vom 4. Februar 1998 teilte der Bundes- 
verband der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten dem Bundesrechnungshof hierzu mit, die LSV- 
Träger und ihre Verbände beabsichtigten, die damals 
existierenden 1 8 regionalen Rechenzentren auf sieben zu 
reduzieren. Eine weitere Konzentration auf dem Gebiet 
der Betriebszentren sei damit jedoch nicht ausgeschlos- 
sen. 

Daneben existieren acht Entwicklungszentren, die sich 
sukzessive aus den LSV-Trägem und den Bundesver- 
bänden gebildet haben. 

Die eingesetzten Anwendungssysteme basieren noch 
zum größten Teil auf der Entwicklung der ehemaligen 
Arbeitsgemeinschaft, der Programmiergemeinschaft und 
der beiden Eigenentwickler (LSV-Träger Rheinland- 
Pfalz und Schwaben). Hieraus resultiert nach wie vor 
eine zersplitterte IT-Landschaft, auch wenn in der Zwi- 
schenzeit die überwiegende Anzahl der LSV-Träger eine 
einheitliche Software nutzt. 

Unter dem Arbeitstitel IS 2001 wird gegenwärtig bei den 
Spitzenverbänden der LSV ein Projekt geführt, das sich 
mit der Ablösung der derzeitigen Strukturen der Daten- 
verarbeitung und der Entwicklung eines neuen DV- 
Konzepts beschäftigt. Hierfür wurde am 14./17. Novem- 
ber 1997 der Kooperationsvertrag zwischen den Trägem 
der LSV und ihren Verbänden geschlossen. 


Aufgmnd dieses Kooperationsvertrages wurden folgen- 
de Einrichtungen geschaffen: 

• ein LSV-Informatikzentram, zuständig für die Infor- 
matikplanung, die Informatiksteuerang und das In- 
formatikcontrolling, 

• acht LSV-Entwicklungszentren, zuständig für die 
Anwendungsentwicklung und -pflege bzw. für die 
Qualitätssicherang der Anwendungen, 

• mehrere LSV-Betriebszentren, zuständig für den 
operativen Betrieb, sowie 

• mehrere regionale Anwender-Service-Zentren, zustän- 
dig für die umfassende Benutzerbetreuung vor Ort. 

Mit Schreiben vom 4. Febmar 1998 begründete der 
Bundesverband die Einrichtung mehrerer Entwicklungs- 
zentren damit, daß die Einrichtung eines von der Fach- 
seite abgehobenen isolierten Softwarehauses zu vermei- 
den sei. Eine enge Anbindung der Softwareerstellung an 
die Auftraggeberseite sei bereits deswegen erforderlich, 
weil das Fachpersonal der Träger dezentral strakturiert 
sei. Das zumeist ortsgebundene Personal ließe sich nicht 
ohne weiteres an ein zentrales Entwicklungszentmm 
transferieren. 

Darüber hinaus werde langfristig auch die Vereinheitli- 
chung der von den Trägem verwendeten Standardsoft- 
ware angestrebt. 

Die Einrichtung eines gemeinschaftlichen Anwender- 
Service-Zentmms (zuständig für die Betreuung, Bera- 
tung, Schulung und Fortbildung der regionalen Anwen- 
der) werde nicht für geboten erachtet. Diese Aufgaben 
müßten dezentral wahrgenommen werden. 


2 Gutachten zur IT-Struktur von CSC>Ploenzke 


Die zersplitterten Organisationsstmkturen innerhalb der 
20 LSV-Träger zeigte das von den LSV-Trägem Mitte 
1996 bei einem Consulting-Unternehmen in Auftrag 
gegebene Gutachten zur IT-Organisation („Rahmenkon- 
zept IS 2001“) auf Diesem ist im wesentlichen folgen- 
des zu entnehmen: 

Die Effizienz der LSV-Informatikprozesse erfordere 
eine weitgehend trägemnabhängige Gestaltung der LSV- 
Informatik-Organisation. Die bislang bestehende IT- 
Hoheit bei den jeweiligen LSV-Trägem sei nicht geeig- 
net, weitreichende Effizienz-Prozesse in Gang zu setzen. 
Organisatorisch weitgehend zersiedelte und nur lokal 
geführte IT-Einheiten erwiesen sich hierfür als nicht 
wirksam. In solchen Organisationsformen ließen sich 
vorhandene Synergiepotentiale nicht voll ausschöpfen 


und die Entwicklungsprozesse der unterschiedlichen 
LSV-Träger nicht zufriedenstellend synchronisieren. Im 
Ergebnis führe dies zu nicht begründbaren Unterschie- 
den in den Kostenstmkturen und Technologieständen. 

Aus Sicht des Consulting-Unternehmens empfehle sich 
für den Bereich der LSV eine konzentrierte Informatik- 
organisation. Dies gelte sowohl für den Informatikma- 
nagementprozeß, den Anwendungsentwicklungsprozeß 
als auch den Betriebs- und Serviceprozeß. Auf diese 
Weise ließen sich im Informatikmanagement gegensätz- 
liche Technologieentscheidungen verhindern, wie sie 
beispielsweise bei den LSV-Trägem in der Vergangen- 
heit in der Auswahl der Hardware, der Betriebssysteme, 
des Datenbankmanagements und der Archiviemngssy- 
steme getroffen worden seien. 
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Die sich aus einer konzentrierten Informatikorganisation 
ergebenden Vorteile lägen insbesondere in 

• der Verringerung des bisher erbrachten Aufwandes für 
die Entwicklung und Pflege des notwendigen Produkts 
Know-how, 

• in der Verringerung der Anzahl der Hersteller- und 
Lieferantenbeziehungen, 

• dem Rabattierungspotential durch höhere Bestellgrö- 
ßen, 

• der Schaffung einheitlicher Qualitätsstandards und 
damit verbunden höhere Verläßlichkeit der Anwen- 
dungssysteme sowie in der Vermeidung von Testauf- 
wänden bei jedem LSV-Träger, 

• in der Schaffung vergleichsweise hoher Rechnerkapa- 
zitäten, 

• der Ermöglichung geringerer Speicherkosten bei bes- 
serer Systemauslastung, 

• dem gebündelten Einsatz von Datenverarbeitungsspe- 
zialisten, 

• der effizienteren Nutzung von Spezialqualifikationen. 

Das Consulting-Unternehmen gab im Rahmen seiner 
gutachterlichen Ausführungen - S. 29 des „Groben Soll- 
Konzepts“ - zu erkennen, daß aus seiner Sicht die wirk- 
samste IT-Organisation eine räumlich konzentrierte und 
organisatorisch integrierte IT-Organisationseinheit sei. 
In einer solchen Organisationseinheit seien die Ent- 
scheidungswege optimal kurz und die Dispositionsspiel- 
räume über die gesamt verfügbare Mitarbeiterkapazität 
maximal groß. 

Dem Unternehmen war es jedoch auftragsgemäß ver- 
wehrt, zu dem Ergebnis zu gelangen, daß die Schaffung 
einer IT-Lokation für alle LSV-Träger gemeinsam die 


wirksamste Organisationsform sei. Denn der Auftrag der 
LSV-Träger war dahin gehend beschränkt, die heute 
bestehenden Strukturen der LSV-Träger auch in der 
Zukunft als gegeben zu unterstellen. Im Gefolge dessen 
empfiehlt das Consulting-Unternehmen eine aus seiner 
Sicht minder wirksame Lösung, die einen Kompromiß 
zwischen zentraler Verantwortung und dezentraler Auf- 
gabenerfüllung darstellt. Danach sollen zumindest die 
Führungs-, Entwicklungs- und Betriebsprozesse auf 
möglichst wenige Lokationen konzentriert werden, auch 
wenn dies - gegenüber einem auf ein Entwicklungs- und 
Informatikzentrum konzentrierten Projekt - notgedrun- 
gen mit erheblich größerem organisatorischen und damit 
auch finanziellen Mehraufwand verbunden sei. Diese 
Prozesse sollten unter der Gesamtprozeß- Verantwor- 
tung eines trägerunabhängigen Informatikmanagements 
durchgeführt werden. 

Das Consulting-Unternehmen empfiehlt infolgedessen 
die Schaffung 

• eines zentralen Informatikzentrums für die Infor- 
mationsplanung, die Informatiksteuerung und das In- 
formatikcontrolling, 

• von vier zentralen LSV-Entwicklungszentren für 

die Anwendungsentwicklung und -pflege (dabei 
müßten sieh die vier unterschiedlichen Entwicklungs- 
zentren über ihre Zuständigkeit im einzelnen verstän- 
digen), 

• eines zentralen Betriebszentrums der LSV für den 

Systembetrieb, das Datenbankmanagement sowie den 
zentralen Benutzerservice sowie 

• mehrerer regionaler Anwender-Service-Zentren, 

abhängig von der Anzahl der zu betreuenden Anwen- 
der (Mitarbeiter der betroffenen LSV-Träger). 
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Anlage 4 


Neuorganisation aus Sicht der LSV-Träger 


Neben der Fusion in Hessen sei als weiteres konkretes 
Ergebnis festzuhalten, daß sich die bayerischen LSV- 
Träger für ein Konzept von künftig zwei Trägem in 
Bayern ausgesprochen hätten. In Baden-Württemberg 
habe das Sozialministerium in einem Schreiben vom 
17. Juni 1998 die Selbstverwaltungen der Träger „um 
bilaterale Gespräche gebeten“. Inzwischen habe der 
LSV-Träger Württemberg bereits den Vorstand und die 
Geschäftsfühmng beauftragt, „Kooperationsmöglich- 
keiten zu eraieren“; auch seitens des Trägers der LSV 
Baden gebe es „interne Überlegungen“ des Vorstandes. 
In Nordrhein-Westfalen würden „kontinuierliche Ge- 
spräche der Vorstands Vorsitzenden der LSV-Träger mit 
dem Ziel einer mittelfristigen Fusion geführt“. Darüber 
hinaus werde „angestrebt“, die Satzungen und die Bei- 
tragsmaßstäbe der Träger anzugleichen. Die Gespräche 
auf der Ebene des Haupt- und Ehrenamtes in Nieder- 
sachsen verfolgten „ebenfalls das Ziel“ einer Fusion der 
derzeitigen LSV-Träger in Hannover, Braunschweig und 
Oldenburg „auf Landesebene“. Das Land habe dabei 


signalisiert, „möglichst nicht unmittelbar Einfluß neh- 
men zu wollen“, sondern erwarte von den Selbstverwal- 
tungen der betroffenen LSV-Träger, daß die entspre- 
chenden Entscheidungen von diesen getroffen würden. 
Daß selbst Landesgrenzen kein Hindernis für weitere 
Fusionen darstellen müßten, zeige sich daran, „daß eini- 
ge landesunmittelbare LSV-Träger weiteren Fusionen 
aufgeschlossen“ gegenüberstünden. Wenn nur die vorbe- 
zeichneten Bemühungen zu konkreten Ergebnissen füh- 
ren sollten, werde „die Vorgabe des Verbandsvorstandes 
bereits erreicht“. Zu berücksichtigen sei im übrigen, daß 
eine weitere Zusammenarbeit aller Träger, auch ohne 
Fusionen, „angestrebt“ werde. 

Bei alledem sei mithin auf die Frage, „ob die Bundes- 
verbände gemeinsam mit den in Kassel ansässigen LSV- 
Trägem in der Lage“ seien, „eine Bundesversicherungs- 
anstalt für Landwirtschaft zu errichten, nicht mehr ein- 
zugehen“. Dies gelte auch im Hinblick auf den vom 
Bundesrechnungshof angedachten Organisationsaufbau. 
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